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Auf zum Wahlkampf.
Von S. Aufhiiuser. M. d. R„ Berlin.

Auf dem 1. Gewerkschaftskongreß des AfA-Bundes ist die Ver¬

einheitlichung der Sozialversicherung derart verlangt worden, daß
die jeweils besseren Bestimmungen aus der Angestellten» oder der

Invalidenversicherung beibehalten und die beiden Versicherungs¬
gesetze, entsprechend ausgebaut, zu einer großen trag- und leistungs»
fähigen Sozialversicherung vereinigt werden sollten. Die freien An»

gestelltengewerkschnften haben auch seit dem Bestehen der Reichsver»
sicherungsnnstalt für Angestellte den sozialen Ausbau des Ange»
stelltenversicherungsgesetzes unaushörlich verlangt und gefördert.
Wenn die grundsätzlichen Anhänger der Sonderverficherung, der

Deutschnationale Hnndlungsgeyilfenoerband, der Gewerkschaftsbund
der Angestellten und deren Gefolgschaften, diesen Ausbau in gleicher
Weise mitgemacht hätten, so müßte die Angestelltenversicherung heute
eine Musteranstalt sein. Diese gegnerischen Verbände standen aber

in der Gesetzgebung^— im Reichstag — gemeinsam mit den Unter»

nehmern gegen den AfA-Bund, und sie haben es in der Verwaltung
der Reichsversicherungsanstalt verabsäumt, die im Interesse der Ver¬

sicherten gelegenen Maßnahmen durchzuführen.
In der Nachkriegszeit war häufig genug Gelegenheit gegeben,

die Gesetzgebung im Sinne eines Ausbaus der Angestelltenversiche»
rung zu beeinflussen.— Jm Juni 1921 hatte die Reichsregierung dem

Reichstag plötzlich unmittelbar vor seinen Sommerferien einen Gesetz»
entwurf unterbreitet, der eine ungeheure Beitragserhöhung bringen
sollte, ohne daß irgendein Aequivalent an Leistungen oder Selbst»
Verwaltung der Versicherten vorgesehen war. Die uns nahestehenden
Abgeordneten im Sozialen Ausschuß haben diesen Ueberrumpelungs»
versuch verhindert. Infolge dieses Widerstandes mußte stch der

Reichstag damals darauf beschränken, die Beitragsfrage, soweit sie
durch die Geldentwertung reformbedürftig war, in einem Notgesetz
vorläufig zu regeln. Dagegen mußte die Novelle zur Angestellten¬
versicherung zwecks gründlicher Beratung auf den Herbst 1921 ver»

tagt werden. Die im Dezember 1921 von der Regierung vorgelegte
Denkschrift bestätigte, die Richtigkeit unserer kritischen Einstellung zu
dem bestehenden System der Angestelltenversicherung. Die gewaltige
Ansammlung von Versicherungskapitalien und noch dazu in der Zeit
der Inflation einerseits, die großen und wachsenden Verwaltungs»
kosten andererseits waren mit den wirklichen Interessen der Ver»

sicherten nicht mehr zu vereinbaren. Diese freigcwerkschnstliche
Kritik war der Gegenseite unangenehm. Jm Juni 1921 hatte man

geglaubt, eine Novelle zur AngefteUtenverstchcruug kurz vor Parla»
mentsschluß durchpeitschen zu können, bei deren Vorbereitung der

AfA-Bund ausgeschaltet gewesen ist. Nach den Sommerfericn mußte
der Reichstag dem Verlangen des AfA-Bundes Rcchnnng tragen
und zunächst die Vorlage einer Denkschrift beschließen. Der Inhalt
dieser Denkschrift wäre geeignet gewesen, das soziale Gewissen unserer
gegnerischen Verbände zu schärfen Nach dem Antrage des deutsch¬
nationalen Abgeordneten Lambach vom Dezember 1921 wurde aber

der Reichstagsnusschuß aufgefordert, alle weitergehenden Reform-
wünsche zurückzustellen, d. h, lediglich die Novelle der Regierung zu

schlucken, ohne eine Erweiterung der Leistungen und Nechte dcr Ver¬

sicherten und die Möglichkeiten einer Vereinheitlichung der Sozial¬
versicherung zu beraten. Da am 1. Januar 1923 die zehnjährige
Wartezeit der Angestelltenversicherung ablief, so kam es der Gegen¬
seite darauf an, den letzten möglichen Zeitpunkt einer grundsätzlichen

Reform der Angestelltenversicherung vorübergehen zu lassen. Unsere
Gegner brachten es damals in ihrer verzweifelten Situation fertig,
eher die Vertagung der Angestelltenversicherungsnooelle zu be¬

schließen, als in eine sachliche Prüfung der vom AfA-Vund aus¬

gehenden Anträge einzutreten.

Jn diesem Zusammenhang muß daran erinnert werden, daß die

„Freunde" der Angestelltenversicherung in jener Zeit den Antrag
gestellt haben, zu prüfen, inwieweit die großen Verbände der An¬

gestellten für ihre Mitglieder die Angestelltenversicherung selbst be¬

treiben können. Die Not der Sozialversicherung sollte in jener Zeit
dazu benutzt merden, um die Angestelltenversicherung zu zerschlagen,
lediglich im Agitationsinteresse einzelner Verbände.

Der Widerstand der Reichstagsmehrheit gegen eine grundsätz¬
liche Reform der deutschen Sozialversicherung hat auch immer wieder

viele Monate Zeit gekostet, und es kam erst im November 1922

zu eincr größeren Novelle der Angestelltenoersicherung. Jn diesem
Seitpunkte (hart am Ablauf der zehnjährigen Wartezeit) hätte eine

Verschmelzung der Angestellten- und der Invalidenversicherung kaum

noch reibungslos durchgeführt werden können. Ein um so größeres
Gewicht mußte von uns auf die Verbesserung der Angestellten-
Versicherung gelegt werden. Die von unserer Seite im Reichstngs-
ausschuß gestellten Anträge hätten eine Mehrheit finden müssen,
wenn bei dieser entscheidenden Novelle alle Arbeitnehmerabgeord¬
neten bereit gewesen wären, das Angestellteniriteresse über das

Parteiinteresse zu stellen. Unser Verlangen, daß künftig die Arbeit¬

geber zwei Drittel, die Angestellten ein Drittel dcr Beiträge ent¬

richten sollen, war sicherlich begründet. Der verstärkte Einfluß der

Angestellten in der Selbstverwaltung, insbesondere die EinschränK
kung der Bersicherungsbureaukratie, wnren ein Gebot der Zeit. Es

war damals Gelegenheit, ohne Erhöhung dcr Beiträge die Renten

nuf eine angemessene Höhe zu steigern und das Heilverfahren allen

wirklich heilbedürftigen Versicherten gesetzlich zu gewährleisten. Die

Unternehmervertreter im Reichstag konnten alle diese billigen Förde»
rungen der freien Angestelltenverbände nur deshalb ablehnen, weil

sie der willigen Unterstützung der sogenannten „Angcstelltenver»
treter" in den Regierungsparteien sicher waren. Es wnr der Erfolg
des AfA-Bundes, menn bei dieser Gelegenheit wenigstens die lästige
Doppelversicherung in der Angcstcllten- und in der Invalidenversiche¬
rung aufgehoben und dsr Personenkreis der Angestelltenversicherung
auf alle Angestellten ausgedehnt werden konnte.' Unter dem Zwang
der Verhältnisse mußte das Markensystem gemäß den Forderungen
des AsA-Bnudes eingeführt werden, desgleichen die Wnnderversichs-
rung und die Vereinheitlichung der Rechtsprechung in den beiden

großen staatlichen Altersversicherungen.

Jm März 1923 wnr miedernm Gelegenheit, die Mängel der An»

gestelltcnuersicherunn, insbesondere die ungenügenden Nentcnleistun»

gen, zu behcbcn. Wenn damals das Unerhörte möglich wurde, daß
bei dcr Aufwertung der Ncntcu nur die vier obersten Gehalts»

grenzen eine Zusntzsteigerung erfuhren, d. h, zwei Drittel aller

männlichen Vcrsichcrtcn vollkommen lcer ausgingen und von den

weiblichen Versicherten nur gnnze 3 Proz. eine Zusatzsteigerung er»

hielten, so nur deshalb, weil die Reichstagsnbgcordncten Thiel, Lcrm-

bach, Gerig, d, h. die parlamentarischen Vertreter des Hauptnus-
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schusses, gegen die Forderungen ihres eigenen Haupt¬

ausschusses stimmten. Wenn es noch eines Beweises dieses

offenen Angestelltenverrates bedurft hätte, so wäre er damit erbracht

worden, dos; der Reichstagsabgeordnete Stöhr vom Deutschnatio.
nalen.k)andlungsgehilfenvcrband in dieser Situation gezwungen war,

gegen scinc eigenen Verbandskollegen und für die Anträge Giebel,

Vushäuser uud Genossen zu stimmen

Das Versagen unserer Gegner in der Gesetzgebung liegt auf der

gl°ichen Linic wie ihre Versäumnisse in der Verwaltung der Reichs»

Versicherungsanstalt, Es bedürfte erst eines langwierigen Kampfes

des AsA-Bundes, um die schwindelhasten Geldvermittler aus der

Krsditoewnhnmg der Angestelltenversichernng herauszuwerfen. Es

ist die Schuld der den Verwaltungsrat der RfSl. heute beherr¬

schenden Verbände, wenn Millionen über Millionen der Versicherten,

gcldcr zu billigen Bedingungen an landwirtschaftliche und industrielle

Unternehmer gegeben werden und geradezu lächerlich geringe Be¬

trüge für den Wohnungsbau der Angestellten selbst übrig bleiben.

Als die erste Wahl zu den Selbstverwaltungskörperschaften der

Angestelltenversicherung 1913 stattgefunden hatte, steckte die Mehr¬

heit der deutscheu Angestellten noch in den Borurteilen einer rein

kapitalistisch orientierten Erziehung. Die damalige Zusammensetzung
des Verwaltungsrates und des Direktoriums entsprach den Wünschen

der Unternehmer. Dic zweite Wahl wäre 1918 fällig gewesen, wurde

aber immer wieder verzögert. Noch im September 1921 verlangten

die oecmerischcn Verbände in einer Eingabe die weitere Verschlep¬

pung einer Neuwahl, die dann schließlich 1922 stattgefunden hat.

Troir eines erbärmlichen Wahlrechtes, das nur noch mit dem alten

preußischen Dreiklojscnwahlrecht verglichen werden kann, war es

dem AfA-Bund celuncren, von 260 97S abgegebenen Stimmen über

die Hälste. nämlich 1LS 073 Stimmen auf feine Liste zu vereinigen.
Der hauptausschuß, der bei der ersten Wahl im März 1913

S6S3 Vertrauensmänner zählte, konnte nach den eigenen Angaben
der „Sentschnationaien Handelswacht" nach der zweiten Wahl im

März 1922 nur noch 2261 Vertrnue«männer feststellen. Da durch
die Novelle von 1922 der Personenkreis der Versicherten wesentlich er¬

weitert worden, also ein weiteres Ansteigen dcr Vertrauensmänner»

znhl für die freien Gewerkschnsten zu erwarten war, so scheute man

nicht davor zurück, 1924 einen neuen Wnhlrechtsraub vorzunehmen.
Ende Juni 1924 wurden die Vertrauensmänner im Reich aufgerufen,
die Veisitzerwnhlen zum VerroaUurAisrnt vorzunehmen. Diese
Verirnuensmäuner hatten gesetzlich auch die Beisitzer zu den Spruch¬
behörden zu wählen. Der Neichsarbeitsminister hatte diese

Wahlen nicht mit ausgeschrieben, sondern ste durch Verordnung

vom 28. Ma! 1924 dem neu zu wählenden Verwaltungsrat über¬

tragen. Gegen diese mißbräuchliche Anwendung einer ErmSchtigungs»
Verordnung vom 28. Mai 1924 hatte der AfA-Bund eine Inter¬

pellation im Rcichstag veranlaßt, die zur Aufhebung der Verordnung

führte. Dagegen blieb es dabei, daß im Jnhre 1924 der Ver¬

waltungsrat, also das oberste Selbstverwaltungsorgan durch Ver¬
trauensmänner gewählt wurde, derrn eigene Wühl bereits Air»

sang 1922 vor sich gegangen wnr. Diese Vertrauensmänner wnren

also selbst nur von einem Teil der Versicherten gewählt, während
Zehntausende von Kollegen und Kolleginnen erst im November 1922,
also dreiviertel Jahr nach der Wahl diHer Vertrauensmänner, in

die Angestelltenverficheruug einbezogen worden ivaren. Alle diese
Zehntausende von neu Versicherten wurden bewußt von jedem
Wahlrecht, auch von jcdenr indirekten Wahlrecht, bei der Zusammen¬
setzung des Verwaltungsrats ausgeschaltet, Der AsA-Bund hat sich
an dieser sogenannten „Wahl" des Verwaltungsrates von 1924

nicht beteiligt, weil er sich der Wahlentrechtung der Vci sicher! en
nicht mit verantwortlich machen konnte.

Bei den bevorstehenden Neuwahlen zur Angestelltenversicherung
im November dieses Jahres haben die Angestellten Deutschlands auf
alle diese Vorgänge Antwort zu oeben. Die Ungerechtigkeiten in

dcm bisherigen Wahlrecht sind auch dieses Mal nicht beseitigt. Die

vom AfA-Bund ausgehenden Anträge zu ciner Wohlreform sind
von der Mehrheit des Reichstages auf Vernnlnssung der gegnerischen
AngesteUtenverbäirde abgelehnt worden. Es zeugt nicht gerade von

besonderem Selbstvertrauen, wenn der D5>V, und der Gewer kschasts¬
bund der Angestellten Angst haben, ein wirklich demokratisches
Wahlrecht in der Angestelltenversicherung einzuführen. Die Ent¬

rechtung der großen Industriestädte ist noch nicht nufgehoben; das

jetzt geltende Plural-Wahlrecht foll ein Rettungsanker für die

gegnerischen Verbände sein. Die freigeweilschastliche Angestellten»
bewegung ift nber heute stark genug, um trotz dieses ungerechten
Wahlsystems in den Selbstverivoltungskörperschosten der Angestellten-
Versicherung mit der heutigen Mehrheit, das heißt mit den falschen
Freunden der Angestellten und der Versicherten aufzuräumen. Für
die deutschen Privatangestellten steht diesmal zuviel nuf dem Spiel,
als daß auch nur eiu einziger Versicherter am Wahlioc, zu Hause
bleiben dürfte. Es gilt, den Vertrauensmännern der AfA-Verbände
eine Mehrheit an Stimmen zu sichern: denn die gegnerischen Ver¬

bände haben das Vertrauen ihrer Wähler sowohl in den gesetz¬
gebenden Körperschaften, als auch in der Nermnltrrng der' An¬

gestelltenversicherung schmählich mißbraucht. Die Kollegen uud Kol.

leginnen haben es bei der bevorstehenden Wnhl in ihrer Hnnd,
gegen die unbegründet hohen Beiträge, fllr höhere Rentenleisturyen,
gegen eine angestelltenfeindliche Verwaltung und für die Sicherung
des Heilverfahrens, wie fllr den gesamten Ausbau ihrer Angsstellten-
versicherung zu stimmen. Mögen unsere Freunde nn Lande in

diesem harten Wahlkompfe von den Worten unseres österreichischen
Kollege» Viktor Stein beseelt sein:

Was wir müssen, das wollen wir,
und weis wir wollen, das können wir.

Von Dr. Fritz Croner, Berlin.

Die AugesteUtenvcr sicherung hat, als Bestandteil der deutscheu
Sozialversicherung, eine außerordentlich wichtige soziale Funktion
inncrhalb dcr kapitalistischen Wirtschaft zu erfüllen; sie soll Schutz
und Versorgung des arbeitsunfähig gewordenen Angestellten sein,
der nicht mehr in der Lage ift, seine Existenzmittel durch Verwertung
feiner Arbcitskrast zu erwerben.

Von dieser programniatischen Formulierung aus ergeben sich
nicht nur die kritischen Bemerkungen zur Renten- und Finnuzierungs-
politik der NsA. die an anderer Stelle behandelt werden, es zeigt
sich auch, daß der Uinsang der Angestelltenoersiche¬
rung, wie er durch Gesetz und Rechtsprechung heute festgelegt ist,
eines gründlichen Ausbaues bedarf.

Der Umfang dsr Angestelltenversicherung ist durch das Ange-
stelltenoersicherungsgesetz nach zwei Richtungen hin festgelegt und

begrenzt:
1. durch den Z 1 des Angestclltenversichcrungsgesctzes mit dcm

zu seiner Erläuterung erlassenen Berufskatalog,
2. durch die vom Neichsarbeitsminister auf Grund gesetzlicher

Ermächtigung festgesetzte Jnhresnrbeitsverdicnstgrenze.
Jm H 1 des Ange stelltenversicherungsgesetzes

ist der Umsnng unserer Versicherung nach der beruflichen
Seite hin festgelegt. Der Gesetzgeber hat darauf verzichtet, eine

Definition des Beg.'iffs „Angestellter" zu finden. Er hat sich vielmehr
darauf beschränkt, den versicl)erung2pslichtigen Personenkreis durch
Aufzählung einer Reihe feststehender Berufsgruppen zu umreißen.
Danach sind versicherungspflichtig:

1. Angestellte in leitender Stellung,
2. Vetriebsbeamte, Werkmeister und andere Angestellte in einer

öh. lich gehobenen oder höheren Stellung,

3, Burenunngestellte, soweit sie nicht ausschließlich mit Boten¬

gängen, Reinigung, Ausräumung und ähnlichen Arbeiten beschäftigt
werden, einschließlich der Vureaulehrlinge und Werkftnttschreiber,

4, Handlungsgehilfen nnd Hnndlungslehrlinge, nudsre Ange¬
stellte für kauftnännische Dienste, auch wcnn der Gegenstand des

Unternehmens lein Handclsgcwerbe ist, Gchilfen und "Lehrlinge in

Apotheken,
ö, Bühnenmitglisder und Musiker ohne Rücksicht auf den Kunst¬

wert ihrer Leistungen,
6. Angestellte in Berufen der Erziehung, des Unterrichts, der

Fürsorge, der Kranken- und Wohlfahrtspflege,
7, aus der Schisfsbesotzrmg deutscher Secsnhr-euge und aus der

Besatzung von Fahrzeugen der Binnenschiffahrt, Schjffsfllhrer, Offi¬
ziere des Decks- und Maschinendienstes, Mrwaltcr und Verwaltungs-
assistentcu sowie die in eiuer ähnlich gehobene» oder höheren Stellung
befindlichen Angestellten ohne Rücksicht auf ihre Vorbildung. Ais

deutsches Seescchrzeug gilt jedes Fahrzeug, das unter deutscher Flagge
führt uud ausschließlich oder vorzugsweise zur Seefahrt benutzt wird.

Es war der Wille des Gesetzgebers, alle Angestellten, „welchs
zwischen der rein hnndnrbeiterrden Bevölkerungsklasse und den Selb¬

ständigen andererseits stehen" — wie es ein Urteil des Oberschieds¬
gerichts im Jnhre 1914 formulierte — der Versicherungspflicht zu

unterwerfen. Zur näheren Bezeichnung der ini Z 1 nur «ll-zeinein
ar^geluyr-ten Berufsgruppen hat nun der Rcichsarbeitsminister im

Jnhre 1924 die „Bestimmungen der Berussgruppen der Angestellten-
Versicherung", den sogenannten Berufskntcilog, erlassen. Dieser
Berufskatalog erhebt nicht den Anspruch, vollständig zu fein; gründ»
sätzlich könne» also auch solche Angestellte für versicherungspflichtig
erklärt werde«, die in ihm nicht «usgezählt sind. Er hat aber durch
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feine Kommentierung des Begriffs der.technischen Angestellten" eine

Rechtsprechungspraxis herbeigeführt, die unhaltbar geworden ist. Von

diefer unerträglichen Entwicklung, die zu völliger Rechtsunsicherheit
und tiefgehender Beunruhigung der Angestelltenschaft geführt hat,
wurden vor allem die Werkmeister betroffen. Aber auch andere wich»
tige technifchs Berufe, wie die Poliere, die Laboratoriumstechniker,
die Schnchtmeifter usw., haben die unangenehmen Folgen einer un»

glücklichen, historisch überholten Formulierung zu spüren bekommen.

In erster Linie trögt die Schuld hieran die Bestimmung des Berufs-
katalogs, dnh Werkmeister, Poliere, Schachtmeister usm. nur dann

als Angestellte nnznsehen sind, wcnn sie „nicht überwiegend in der

Arbeit nn dsr Maschine oder sonst körperlich tntig sind". Wir

brauchen nur an die Vorgänge in der Textilindustrie erinnern — wo

man in den letzten Zahren, gestützt auf eine mechanische und''scha¬
blonenhafte Auslegung dieser Stelle des Berufskatalogs, in rückstchts»
loser Weise die Textilmerster aus der Angestelltenversicherung hinnus-
gezwungen hat —, uin aufzuzeigen, wohin solche dehnbaren Bestim¬
mungen in ihren Konsequenzen führen. Jn dem speziellen Fall der

Textilmeister ist es vor kurzem den vereinten Bemühungen des AfA-
Bundes und des Deutschen Werkmeisterverbandes gelungen, das

Reichsarbeitsministerium zu einem Zusatz zum Berufskntnlog zu ver¬

anlassen, der menigstens die gröbsten Schäden beseitigen wird. Ge¬

nügen aber knnn uns auf die D«uer nuch diese Ergänzung nicht. Wir

brauchen Bestimmungen, die in ihrer Formulierung solche Zweifels¬
fragen von vornherein ausschließen. Die Angestelltenversicherung soll
ein Bollwerk für alle arbeitsunfähig gewordenen Angestellten sein.
In der Erfüllung dieser notwendigen sozialen Funktion darf sis
nicht durch juristische Zwirnsfäden gehind«t werden!

Die andere Festlegung des Umfangs der Angestelltenversicherung,
ihre Begrenzung nach der Seite des Einkommens hin,
tst seit jeher von uns auf dss schärfste kritisiert worden. Der Reichs¬
arbeitsminister hat von Gesetzes megen das Recht, festzusetzen, bis

zu welcher Jnhresnrbeitsverdienstgrenze sich dis Pslicht-
verficherung in der Angestelltenversicherung erstreckt. Diese Grenze

licgt heute bei einem Jahreseinkommen von 6090 Mk. Es gibt keinen

fachlichen Grund für die Beibehaltung dieser Grenze, aber es gibt
durchschlagende Gründe für ihre Beseitigung. Schon der einfache
Vergleich mit der Vorkriegszeit zeigt, wie willkürlich und unsozial
eine Gehaltsgrenze von 6tM Mk. ist. Vor dem Kriege erfaßte die

Angestelltenversicherung die Angestellten bis zu einem Einkommen

von S000 Mk. Die heutige Versicherungsgrenze trägt also nicht ein¬

mal der eingetretenen Geldentwertung Rechnung: sie liegt real

unter der Grenze der Vorkriegszeit. Es sind also
heute nicht unbedeutende Kreise der Angestellten von der Versiche¬
rungspflicht ausgeschiofse», die sogar der Gesetzgeber der Vorkriegs¬

zeit noch für schutzl^dürfkig angesehen hatte. Sieht man aber von

diesen Kreisen nb, so steht fest, daß durch diese willkürliche Begrenzung
des Umfangs der Versicherimg die besten Risiken, über die die Ange-
stelltcnschnft verfügt, außerhalb der Angestelltenversicherung bleiben.

Hier wird ohne jeden triftigen Grund das Prinzip der Solida,'-

Haftung, nuf dem die.- Angestelltenversicherung, wie die gesamte
Sozialversicherung, beruht, durchbrochen. Gerade diejenigen sind von

der Beitragsleistung zur Angestelltenversicherung befreit, die eine

solche Befreiung nm allerwenigsten nötig haben und die auch einen

verhältnismäßig hohen Beitrag infolge ihres hohen Gehalts mit

Leichtigkeit tragen könnten. Wir haben es nach lnngen Kämpfen

erreicht, daß dievrivst versicherungsrechtliche Bindung der Renten¬

bemessung an die eigene Beitragsleistung fallengelassen und durch den

sozialversicherungsrechtlichen Grundsatz der Leistungsfsstsetzung
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nach dem sozialen Ex i st e n z m! n i in u m ersetzt worden ist. Die
Begrenzung der Versicherungspflicht auf diejenigen Angestellten, die
nicht mehr nls6000 Mk. im Jo.hr verdienen, schlägt diese,!, Grundsalz
der Leistung nach dem sozialen Existenzminimum geradezu ins Gesicht,
denn er befreit von der Solidsrhiiftung gerade die am bcsteu gestellten
Augestellten und entzieht nuf diefe Weise der Versicherung ganz
weseutlichs Einnahmequellen.

Diese Mnßncchme steht denjenigen sehr schlecht an, die init so
übertriebener Aengstlichkeit immcr wicder auf die Noiwcndiokeit

finnnziellcr Einstellung der A,igcstc'!tenversichcrung hinweise».
„Grundsätzlich" ist ja auch der DHV sür die Beseitigung dsr «ehaus¬
grenze in der Angestclltemrersichcrung. Herr Dilicr von, DHÄ ist
sogar böse mit uns, iveil wir unserem ehrlichen Erstnunen darüber
Ausdruck gegeben haben, daß diese Fordernng auch nuf den, DHL-
Verbandstag 192S wieder erhoben wurde. Wir haben nber nun ein¬
mal die häßliche Angewohnheit, die Menschen nicht nnch, dcm, was sis
reden, sondern nach dem, was sis tun, zu beurteilen, lind es gehört
schon cine ciscrns Stirn dazu, ini Jahre 1926 eine Forderung „wieder"
aufzustellen, deren Verwirklichung mnn selbst gelegentlich dcr lechten
Reichstngsverhandlungc» über dieses Thema' verhindert hnt: es

wnrsn dic Herren L n m b n ch, Thiel und Geriq vom

DHV, die bei den Beratungen im Jnhre 1922 mit

ihren Fraktionen (D e u t s ch n n t i o n ci l e, Deutsche
Volkspartei, Zentrum) den Beschluß des sozial¬
politischen Neichstngsausschusses aus Beseiti¬
gung der Eehaltsgrenze, an dem sie selbst mit¬

gewirkt hatten, zu Fall brachten!
So nrbeitet der DHV praktisch Hnnd in Hemd mit jenen Kreisen,

die aus sehr naheliegenden Gründen cine weitere Ausdehnung dcr Ver¬

sicherungspflichtgrenze nblehnen, Hicr stehen auf der cinen Seite die
Vertreter der privatkapitalistischen Versicherungsgesellschaften, die uon

einer Erstrcckiing der Angcstelltenversichcrung auf alle Angestelltsn
eins Beeinträchtigung ihrer Gewinnmöglichkciten befürchten, auf der

nnderen Seite aber vor allem die Unternehnier, die sich mit nller

Energie gegen diese wie gegen jede soziale Ausgestaltung der Auge«
stelltenversicherung wchrcn. Dos Jntcrcsse der Unternehmer, eine

Ausdehnung dcs llmsnnges unscrer Versicherung zu verhindern, ist
deshalb so besonders groß, weil der Ums.mg der Angestelltenversiche¬
rung immer mehr maßgebend für den Umfang der nrbeitsrcchtlichen
Schntzgesetze der Angestelltsn überhaupt wird. Wcr nngestellteu-
vsrsicherungspslichtig ift, untersteht damit zugleich dem Schutz dcr

nrbeitsrechtlichen Gesetzgebung für Angestellte, Wir erinnern uur

nn dns Kündigungsschutzgesetz für die älteren Angestellten, Daher
das brennende Interesse der Arbeitgeber, jede Ausdehnung des

Kreises der Versicheruugspflichtigen zu vereiteln, uud ihrc hart¬
näckigen Bemühungen, den bisher bereits Versicherungspslichtigen
nach Möglichkeit ihre Zugehörigkeit zur Angcstelltenuerstcher>mg
wieder nehmen zu lnsscn, wie sie es mit bcsondcrcnr Eifer und Erfolg
bei den Textilmcistern versucht haben.

Gegen diese sozinlreaktionärcn Widerstände nller Schcitticrungcci
gcht unser Kampf. Wir wissen, dnß der AsA-Bund bci dcm Ringcn
um die Ausgestaltung dieser Seite der Angestelltenversicherung ebenso
nllcin dasteht und auf seine eigene Kraft angewiesen ist wie bsi jedem
Ausbau unserer Versicherung. Abcr auch diescn Kampf werden wir

siegreich beenden, denn uns trägt das Vertrauen aller denkenden

Angestellte» Deutschlnnds. Die Eroberung der Ange»
stelltenversicherung für alle Angestellten — das

sei die erste Knmpfpnrole der vor »ns stehenden
Wahl!

RmtmWungm uns WWerfs

Von Fritz Schrödcr, Berlin.

Der Reichstag wird sich im Herbst init dem Ausbau der Sozial¬
versicherung veschäftigen und zunächst die Krankenversicherung in

Angriff nehmen. Er wird nicht umhin können, sich auch baldigst
mit deni dringend notwendigen Ausbau der Angestellten¬
versicherung zu beschäftigen. Darauf muß der AfA-Bund mit

allem Nachdruck bestehen. Wir sind überzeugt, daß unsere Freunde
im Reichstage nach dieser Richtung hin nichts unversucht lassen
werden.

Soweit es sich um die Rentenleistungen und das Heilverfahren
in der Angestelltenversicherung handelt, warten die Angestellten immer

noch vergebens auf die Durchsetzung jener Forderungen des AfA-
Bundes, die bereits im März 192S von der sozinldeinokrntischeii
Reichstagsfraktion geltend gemacht worden sind. Bei den Reich«-
tagsverhandlungen nn Juli 192S forderten wir eine Verdoppe¬
lung der Rentenleistungen und eine ausreichende recht¬

liche Sicherung für die Gewährung von Heilver¬

fahren. Der Reichstag hat damals diese Forderungen abgelehnt.
Er hnt sich damit begnügt, den Grundbetrag der Rentenleistuug von

monatlich 39 Mk. auf 40 Mk. und den Steigcrungsbctrng von

10 Proz, nuf 15 Proz. der geleisteten Beiträge zu erhohen. Gleich¬

zeitig wurde cine erhebliche Beitrogserhöhnng vorgenommen. Der

Reichsarbcitsmiiiister Dr, Brauns erklärte bei der Begründung dcr

Regierungsvorlage nnr 4, Juli l!W im Reichstage: „Damit dürfte
meines Erachtens die Renicnbemcsfung nu der Grenze des Möglichen

cmgelcmgt sein."
Cs ist notwcndig, sich dicscr Erklärung zu erinnern, damit die

Angestellten wissen, daß ohne harten Kampf ihrc berechtigten

Forderungen nicht durchgesetzt werde» können. Der Neichsarbeits¬

minister hat in der gleichen Rede erklärt, daß durch die neuen

Leistungen die Rcntenlnst um mehr als ein Drittel steige und des-
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halb auch der Beitrag um rund ein Drittel erhöht werden muß. Es

ist als sicher anzunehmen, daß bci den kommenden Auseinander»

setzungen über die Erhöhung der Rentenleistungen und Umwandlung

des Heilverfahrens aus einer Knnnleistung zu einer Pflichtleistung

sosort wieder eine entsprechende prozentuale Erhöhung der Beiträge

gefordert wird. Mit dem gleichen Einwand wird mnn uns auch

kommen bei einer anderen AsA-Forderung: Anspruch aus

Ruhegeld bei Erreichung des 60. Lebensjahres.

Wir habe» bereits bei den damaligen Auseinandersetzungen

darauf hingewiesen, daß die Durchführung der geforderten Ver»

bcsserungen ohne Beitragserhöhung möglich sei. Eine Steigerung

der Bei'tragseinnahmen würde sich automatisch ergeben bei einer

Beseitigung oder mindestens Erhöhung der Versicherungspflicht¬

grenze. Unsere damaligen Vorschläge sind jedoch von den bürger»

lichen Parteien des Reichstages abgelehnt worden.

Ist das bereits erwähnte Argument des Reichsarbeitsministers,
daß die Steigerung dcr Rentenlast durch eine entsprechende pro»

zentunle Erhöhung der Beiträge ausgeglichen werden muß, richtig?

Sehen wir uns daraufhin einmal die Jahresberichte der Reichsver»

sicherungsanstalt an. Die Beitragseinnahmen betrugen im Jahre

1925 185 760 322,90 Mk., im Jahre 1926 245779 342,36 Mk. Berück»

sichtigt man, daß in der Beitragseinnahme des Jahres 1925 bereits

Uir vier Monate die erhöhten Beiträge mitenthalten sind, dann sind
die Beitragseinnahmen um weit mehr als ein Drittel gestiegen. Die

Ausgaben für Ruhegeld und Renten betrugen im Jahre 1925

43 796 626,65 Mk., im Jahre 1926 53 224 958,37 Mk. In den Aus»

gaben für 1925 sind die am 1. Juli erhöhten Renten mitenthalten.

Selbst wenn also die Rentenleistungen prozentual in gleichem Maße

steigen, ift doch die Wirkung eine wesentlich andere. Eine gleich»

mäßige prozentuale Erhöhung der Beiträge und Leistungen läßt
in Wirklichkeit die Einnahmen in weit stärkerem Maße wachsen
als die Ausgaben. So erklärt sich, daß im Jahre 1926 der Ueber»

ijchuß gegenüber 1925 um weitere 63 Millionen, insgesamt aus
207 404 975,45 Mk. gestiegen ist. Man muß es nochmals aus»

sprechen: der Ueberschuß steigerte sich von rund 144 Millionen im

Jahre 1925 auf 207 Millionen im Jahre 1926, also ein Mehr

von 63 Millionen, während die gesamten Ausgaben für

Ruhegeld und Renten nur 53 Millionen betrugen.

Der Mehrüberfchuß war also größer als die gesamte Rentenlast.

Jetzt werden sämtliche Versicherungsmathematiker antreten, den

Finger an die Nase legen und mit Nachdruck erklären, daß nach

versicherungsmathematischen Grundsätzen der Ueberschuß immer noch
viel zu klein ist. Kein Zweifell Würde heute die Angestelltenver¬
sicherung auf Grund des Anwnrtschaftsdeckungsverfahrens eine ver-

sicherungsmathematische Bilanz ausmachen lassen, ste würde eine

Milliardenpleite ergeben. Unter dem macht es ein gut gebauter Ber-

sicherungsmnthematikcr nicht. Man kann diese komischen Käuze nicht

überzeugen, weil ihr Ausgangspunkt grundverschieden von dem

unseren ist. Was für das Bereich der privaten Versicherung richtig

ist, muß es nicht auch sllr die staatliche Zwangsversicherung sein?
Wer diesen Unterschied nicht begreift, dem ist nicht zu helfen, auch

wenn er, wie Herr Bösche vom GdA, «in Bündnis mit der Ver¬

sicherungstechnik eingeht. Welche verheerenden Folgen das hat,

demonstriert Herr Vösche in Nr. 13 der „GdA-Zeitschrift" vom

1. Juli d. I., wo er mit der überlegenen Miene des Sachkenners
eine weise Beschränkung in deni Ausbau der Lei¬

stungen für geboten erklärt. Zwar hat der GdA auf

seiner Hamburger Tagung die Erhöhung des Grund- und Steige¬

rungsbetrages gefordert fowie die Herabsetzung der Altersgrenze auf
das 60. Lebensjahr, aber nur die letzte Forderung ist nach Meinung
des Herrn Büsche die dringlichere. Er erklärt stch großmütig bereit,

den Angestellten fllr die Durchführung dieser Forderung eine be¬

scheidene Beitragserhöhung von 10 bis 15 Proz. aufzuerlegen. Man

kann gespannt sein, wie sich diefe Bescheidenheit erst austoben wird,

wenn auch die Rentenleistungen erhöht werden sollen. Dem mun¬

teren Knaben gelüstet's nach Seitensprüngen. Er nimmt deshalb

auch mit in Kauf, daß er sich im Gegensatz zu seinem Bnndes-

vorsteher Schneider befindet. Dieser hat noch in seiner Reichstagsrede
am 16. Juli 1925 erklärt, daß die damalige Novelle nur wieder eiu

Stückchen auf dem Wege zum Ausbau der Angestelltenversicherung
ist und er deshalb erwarte, daß den Rentenempfängern bald größere
Beträge zugeführt werden. Vielleicht hnben die Ermittlungen der

Versicherungstechnik, wie Herr Vösche so nett sagt, den GdA in«

zwischen etwas bedenklicher gestimmt. Wir glauben jedoch, daß die

Angestellten dafür wenig Verständnis haben. Ihr gesunder Men¬

schenverstand sogt ihnen ganz richtig, daß, wenn die Pensions¬
ansprüche dcr Beamten der Angestelltenversicherung ohne die sagen¬
haste Versicherungstechnik rechtlich gesichert sind, dies bei gutem
Willen auch für die Rentenleistungen der Angestellten möglich sein
muß. Der letzte Jahresbericht der Reichsversicherungsanstalt zeigt,
daß die Forderung des AfA-Buudes auf Erhöhung des Grund¬

betrages auf monatlich 60 Mk. und der Steigerungsbeträge auf
20 Proz. der geleisteten Beiträge schon bei der Novelle 1925 ohne
Beitragserhöhung möglich gewesen wäre. Dieses Mindestmaß nn

Rentensteigerung ist erst recht jetzt nach vollzogener Beitragserhöhung
möglich. Auch die Herabsetzung der Altersgrenze auf 60 Jnhre für

den Bezug des Ruhegeldes kann von der Reichsversicherungsanstalt
ohne Beitragserhöhung getragen werden. Mit der Erhöhung der

Rentenleistungen muß gleichzeitig die Umwandlung des Heilver»
snhrens in eine Pflichtleistung erfolgen. Diese Forderung des AfA»
Bundes spielte auch bei den Beratungen im Juli 1925 eine Rolle.

Die Berechtigung oieser Forderung anerkannte damals auch der

Bundesvorsitzende des GdA und demokratische Reichstagsabgeord»
nete Gustav Schneider. Nachdem er den Grundgedanken des sozial»
demokratischen Antrages akzeptiert hatte, führte er wörtlich aus:

„Im Heilverfahren, das ja der Berufsinvalidität vorbeugen
sollte, müssen mir zu dem Rechtsanspruch kommen, damit unter den

Versicherten nicht der Eindruck der willkürlichen Behandlvng entsteht.
Dieser Eindruck ist zurzeit vorhanden; denn es meldet sich ja nicht
der gesunde Versicherte, um das Heilverfahren zu bekommen, sondern
ein kranker Mensch sucht die Hilfe, und der kranke Mensch ist sehr
leicht geneigt, abgelehnte Hilfe als einen Willkürakt zu betrachten."

Auch hier begibt sich Herr Bösche vom GdA auf Seitensprünge.
Er erklärt in seinem bereits erwähnten Artikel:

„Es ist ganz klar, daß die RfA nicht unbesehen jedem Antrage
Folge geben kann. Von ausschlaggebender Bedeutung für die Berück»

sichtigung solcher Anträge ift für die RfA das vertrauensärztliche
Gutachten. Sind hiernach die gesetzlichen Voraussetzungen gegeben,
so kann der Antragsteller, wenn nicht ganz besondere Gründe vor»

liegen, auch mit der Genehmigung seines Antrages rechnen. Ueber»

dies ist neuerdings ein aus einem Anstnlts-, einem Arbeitgeber- und

einem Arbeitnehmervertreter bestehender Ausschuß gebildet worden,
dem alle Beschwerden über erfolgte Ablehnungen zur Nachprüfung
vorgelegt werden."

Wer irrt hier, Schneider oder Bösche? Nach Bösches Meinung
kann der Antragsteller, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vor¬

liegen, mit der Genehmigung seines Antrages rechnen. Also geht die

Ablehnung von mehr als einem Drittel aller Anträge in Ordnung?
Wozu dann aber die Einsetzung eines Ausschusses, der alle Be»

schwerden nachprüfen soll? Darin liegt doch.im Grunde genommen
bereits das Eingeständnis, daß eben nicht alles in bester Ordnung

ist. Wir sind der Meinung des Herrn Schneider, daß es sich bei

den Antragstellern, von Ausnahmen abgesehen, die die Regel be»

stätigen, um kranke Menschen handelt, die die Hilfe der Reichsver»
sicherungsanstalt mit Recht fordern. Cs ist ein kühnes Wagnis, so
zu tun, als sei bei der Durchführung des Heilverfahrens im Grunde

genommen alles in bester Ordnung. Auch Herr Diller vom DHV

versichert in der „Handels-Wacht" vom 27. Juli d. I., daß ein Rechts¬
anspruch auf ein Heilverfahren keine sonderliche Bedeutung haben
würde. Die Ablehnung von über einem Drittel der Heilverfahrens»
antrüge erklärt er damit, daß meistens eine einfache Erholung ge»

nügen würde. Und er versichert uns als Mnnn vom Bau, daß die

Forderung des AfA-Bundes den Kenner der Verwaltungspraxis nur

zum Lächeln bringen könne. Eine Heilverfahrensleistung mit Rechts¬
anspruch des Versicherten würde wahrscheinlich zu einer schärferen
Begrenzung der Heilverfahrensgewährung führen, womit den Be¬

langen der Versicherten keineswegs gedient sein würde. O hättest
du geschwiegen, edler Ritter! Als Mitglied des Direktoriums muß
ja Herr Diller wissen, was von der gegenwärtigen Besetzung in den

Selbstverwaltungsorganen der Angestelltenversicherung zu erwarten

ift. Er hält es danach unter feiner Führung für möglich, daß die

beamtete Bureaukratie eine stärkere rechtliche Sicherung bei der

Durchführung des Heilverfahrens erfolgreich sabotieren würde. Das

spricht jedoch nicht gegen die Forderung des AfA-Bundes, sondern
lenkt nur die Aufmerksamkeit auf dns Versagen der gegenwärtigen
Vertretung der Angestellten in den Selbstverwaltungsorganen. Wir

begrüßen das Eingeständnis des Herrn Diller und hoffen, doß die

Angestellten bei den kommenden Wnhlen die notwendige Schluß¬

folgerung daraus ziehen worden.

'Doch auch ini DHV, ist man in diesein Punkte nicht einer

Meinung. Der Gnuvorsteher des DHV und deutschvölkische Reichs»
tagsnbgeordncte Stöhr erklärte in seiner Reichstagsrede nm 16. Juli

1925, daß willkürliche Beurteilungen von Gesuchen auf Uebernghme
von Heilverfahren tatsächlich vorgekommen sind: er billigte deshalb
die Tendenz des sozialdemokratischen Antrages und erklärte nu«

grundsätzlichen Erwägungen die Zustimmung seiner Fraktion, Ein

anderer Führer des DHB wiederum, der Reichstagsabgeordnete
Gerig vom Zentrum, erklärte im Verlauf der damaligen Beratungen,

dnh er alle Anträge auf ein obligatorisches Heilverfahren ablehnen
würde. Die Männer vom Bau sind sich also noch nicht ganz einig.

Der Platz wiirde nicht ausreichen, wollten wir an Hnnd der

einzelnen Vorgänge nachweisen, daß willkürliche Beurteilungen von

Gesuchen auf Uebernahme von Heilverfahren vorgekommen sind, um

init Herr» Stöhr zu sprechen. Ablehnungen sind selbst in solchen
Fällen erfolgt, wo sich der Vertrauensarzt für ein Heilverfahren

ausgesprochen hat. Der kurioseste Fall aus der reichen Fülle unserer

praktischen Erfahrungen ist wohl jener, wo das Direktorium selbst
von der Notwendigkeit eines Lungenheilverfahrens überzeugt war,

die Uebcrweisung in eine Lungenheilstätte jedoch von der vor»

herigen Einsendung einer ärztlichen Bescheinigung abhängig machte,

nach der der Antragsteller längere Zeit fieberfrei ist. Nun ist die
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erhöhte Körpertemperatur eine Begleiterscheinung der Lungenkrank¬

heit. Im vorliegenden Fall war der Höchstgrad der erreichten

Körpertemperatur 38,3 Grad. Hilfe war dringend geboten. Nützt
alles nichts. Das weise Direktorium verlangt fieberfreien Zustand.
Leider isi das kein Witz. Es kann deshalb weder davon die Rede

sein, daß in der Regel der Antrag bewilligt wird, wenn der Ver¬

trauensarzt sich fllr ein Heilverfahren ausgesprochen hat, wie Herr

Bösche meint, noch daß es sich bei den abgelehnten Fällen über»

wiegend um solche handelt, mo eine einfache Erholung genügen
würde, wie Herr Diller behauptet.

Wir mollen eine Angestelltenversicherung, die in ihren Renten»

leiftungen und Heilverfahren den Angestellten in trüben Tage» aus»

reichende Hilfe bietet. Damit es schneller diesem Ziele zugeht, müssen
die kommenden Wahlen zu den Selbstverwaltungsorganen der An¬

gestelltenversicherung mit einem überragenden Sicg des AsA-Bundes
enden. Erhöhung der Renten ohne' Beitrags er.

höhung, Verhinderung willkürlicher Ablehnung
von Heilverfahren durch gesetzlich gesicherten
Rechtsanspruch— das sei die zweite Kampfparole
dervoruns stehenden Wahl.

Veemsgenssnlgge unö KrMgewöhmng m öZr

Ängestelltenöersicherung.
Von Bernhard Göring, Berlin.

Anfang November d, I. finden die Verlrauensmännerwohlen für
die Angestelltenversicherung statt. Wahlen sind nicht nur entscheidend

für die künftige Zusammensetzung einer Körperschaft oder Organi¬

sation, also fllr den Geist, der dann Leitung und Organisation be¬

stimmt, sondern sie bringen auch gleichzeitig das Urteil der Wahler

gegenüber der bisher geltenden Führung zum Ausdruck.

Es erscheint deshalb zu Beginn des Wahlkampfes für die Ver-

trauensmännerwahlen in der Angestelltenversicherung zweckmäßig,

sachliche Kritik gegenüber der bisherigen Arbeit des Direktoriums

der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte zu üben. Hierbei sind

nicht nur die beamteten Mitglieder des Direktoriums verantwortlich

zu machen: die Selbstverwaltung im Direktorium und im Ver¬

waltungsrat der RfA trägt die gleiche, wenn nicht noch größere

Verantwortung, denn dort sollen die Arbeitnehmervertreter die

Interessen der Angestellten wahrnehmen.

Jn den folgenden Ausführungen ist beabsichtigt, kurz ein

Arbeitsgebiet kritisch zu betrachten: die Vermögensver¬

waltung und Vermögenanlage der RfA, Man wird

mit Recht behaupten können, daß es fich hier um eine durchaus nicht

untergeordnete Frage handelt. Die Angestelltenversicherung ist auf

das Kapitaldeckungsverfahren ausgebaut. Deshalb ist die Ver¬

waltung und Anlage der angesammelten Gelder von ganz besonderer

Bedeutung. Jeder in der Vermögensanlage gemachte Fehler muß

letzten Endes von den Versicherten bezahlt werden. Schon einmal,

während des Krieges und in der Inflationszeit, sind der RfA ge¬

waltige Kapitalreserven verloren gegangen. Die vorhandenen Vor¬

schriften erwiefen stch in vielen Fällen als unzweckmäßig. Der

Reichstag hat aus diesem Grunde neue Bestimmungen über die Ver»

mögensanlage getroffen, die in der Bekanntmachung vom 28. Mai

1924 im Z 20S des geltenden Gesetzes niedergelegt wurden.

Danach hat die RfA. bei der Bermögensanlage das Folgende

zu beachten:
Das Vermögen der Reichsversicherungsanstalt muß verzins¬

lich und, soweit Anlagemöglichkeit vorhanden ist, auch wert¬

beständig angelegt werden. Die Anlegung kann erfolgen:

1. in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder ein Land oder

gegen eine Kreditanstalt des Reiches oder eines Landes sowie
in Forderungen, die in das Schuldbuch des Reiches oder eines

Landes eingetragen sind:
2. in verbrieften Forderungen, deren Verzinsung vom Reiche oder

von einem Lande oder einer Kreditanstalt des Reiches oder

eines Landes gewährleistet ist:
S. in Forderungen, für die eine sichere Hypothek an einem in¬

ländischen Grundstück besteht, oder in sicheren Grundschulden
oder Rentenschulden an inländischen Grundstücken:

4. in Wertpapieren, insbesondere Pfandbriefen sowie in ver¬

brieften Forderungen jeder Art gegen eine inländische Körper¬

schaft des öffentlichen Rechtes oder die Kreditanstalt einer

solchen Körperschaft, sofern die Wertpapiere oder die Forde¬
rungen vom Reichsrat zur Anlegung vom Mündelgeld für

geeignet erklärt sind:
5. in Wertpapieren, die landesgesetzlich zur Anlegung von Mündel¬

geld zugelassen sind:
iZ. in solchen auf den Inhaber lautenden Pfandbriefen deutscher

Hypotheken-Aktienbanken, welche die Reichsbank in Kasse I

beleiht:
7. in verbriesten Forderungen unter Verpfändung solcher Wert¬

papiere oder Hypotheken, in denen eine Anlegung nach Nr. 1

bis S zulässig ist, nach den Grundsätzen der Darlehnsknssen dcs

Reiches oder der Reichsbank:
8. bei einer inländischen öffentlichen Sparkasse, wenn sie von dcr

zuständigen Behörde des Landes, in dem sie ihrcn Sitz hat,

zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt ists

9. bei der Reichsbank, einer Staatsbank oder eincr anderen, durch
Gesetz dazu für geeignet erklärten inländischen Bank, soweit die

Anlegung nicht bereits nach Nr. 1 und 4 zulässig ist:
19. in verbrieften Fordernngeu gegen inländische Körperschaften

des öffentlichen Rechtes, sowcit ste nicht unter Nr. 4 fallen,
sowie gegen Schul- und Kirchengemeinden, soscrn diese Forde¬
rungen entweder von seitcn des Gläubigers kündbar stnd oder
einer regelmäßigen Tilgung unterliegen;

11. in verbrieften Forderungen, fllr die eine nnch Nr. 4 in Frage
kommende Körperschaft des öffentlichen Rechtes oder die Kredit¬

anstalt einer solchen Körperschaft oder cine öffentliche Spnrknsfe
der in Nr. 8 bezeichneten Art oder eine der in Nr. 9 genannten
Banken die sslbstschuldnerischg Bllrgschnst übernimmt';

12. in verbrieften kurzfristigen Forderungen, für die eine aus¬

reichende Sicherheit besteht.
Darüber hinaus kann das Vermögen angelegt werden in in¬

ländischen Grundstücken, in Darlehen für gemeinnützige Zwecke oder

in Beteiligung an Unternehmen für derartige Zwecke. Als gemein¬
nützige Unternehmen sind auch Genossenschaften und ihre Zentralen
anzusehen, deren Tätigkeit satzungsgemcifz ausschließlich oder vor¬

wiegend den Versicherten der Angestelltenversicherung zugute kommt.

Der iz 209 des AVG besagt, daß der Reichsnrbei'tsminister allge¬
meine Anordnungen übsr die Vermögensanlage der im H 203 Abs. 1

Ziffer 11, 12 und Abs, 2 genannten Art treffen kann.

Diese Neufassung des Gefetzes sollte der Angestelltenversicherung
die notwendige Bewegungsfreiheit geben. Im Vordergrund der

Finanzpolitik der RfA konnten nunmehr ohne formale Hemmungen
die Wirtschaftlichkeit in der Vermögensanlage und eine wirklich
soziale Verwendung des Kapitals stehen. Die Erfahrungen der

letzten Jnhre haben jedoch leider gezeigt, daß die RfA besonders
die letztere Möglichkeit, nämlich die der sozialen Verwendung,
häufig außer acht gelassen hat.

Der AsA-Bund sah sich ans Grund des ihm zugegangenen
Materials daher schon Ende des Jnhres 1924 genötigt, nn das Präsidium
der RsA heranzutreten und auf die verschiedenen Mißstände auf¬
merksam zu machen. Während auf der einen Seite die genossen¬
schaftlichen Unternehmungen, besonders aber die Kommunen, heftige.
Klagen darüber führten, daß die RfA zu Zwecken des gemein¬
nützigen Wohnungsbaues es ablehne, Kredite zur Verfügung zu

stellen, mnßte auf der anderen Seite festgestellt werden, daß die

private Industrie und die Landwirtschaft' Millionen Beträge er¬

hielten. Dazu kam, daß ein Geldvermiltlerunwesen in Erscheinung
trat, wie es schlimmer nicht gedacht werden konnte. Jn der schon er¬

wähnten Eingabe hat der AfA-Bund auf alle diese Dinge hin¬
gewiesen.

Der Erfolg der Aktion des AfA-Bundes war der, daß sowohl
das Direktorium der RsA als auch die nussichtssührende Behörde,
nämlich das Reichsnrbeitsministerium, Anordnungen erließen, die

künftig eine Einfchnltung der Geldvermittler verhindern. In einer

Denkschrift des Reichsnrbeitsmiuisteriums zum Kreditverkehr der

Reichsversicherungsanstalt für Angestellte in den Jahren 1924/1923,

wird unter Ziffer 6 das Folgende ausgeführt:
„Zur Drosselung des Geldvermittlerdicnstes erklärte die An»'

statt schon im Februar 1925, daß für sie der Geldvermittlerdienst!
nller Gelegenheitsvermittler, insbesondere auch der abgebauten
Beamten und Angestellten bis aus weiteres ruht,"

Beachtlich ist der nachfolgende Abf. 3 der Ziffer 6:

„Beim Hypothekengeschäft glaubte die Anstalt in Ueberein¬

stimmung mit anderen großen Ausleihern langfristiger Darlehen,
die privaten Vermittler nicht vollständig, ausschalten z» können.

Sie hotte früher einen beschränkten Kreis uon Vermittlern in

dem Sinne zugelassen, daß ihnen gestattet war, Dnrleheusgesuch«
Dritter vorzulegen; sie suchte hierfür angesehene und alte Ver¬

mittlerfirmen aus. Anfang 1924 ging die Anstalt versuchsweise
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dnzu über, auch von anderen Firmen und Personen Gesuche ent¬

gegenzunehmen; sie glaubte dies tun zu sollen, um Personen, die

durch den Krieg und dessen Folgen hart betroffen waren, eine

Erwerbsmöglichkeit zu gcbcn. Von den mehr als 900 Personen
und Firmen, die um die Erlaubnis der Einreichung von Dar»

lehenseesuchcn baten, hat aber nur «in kleiner Teil Anträge vor»

gelegt/ Die überwiegende Zeih! oller Dnrlelzcnsgcsuche — rund

25 00« vom 1, Oktober 1923 bis 31, Oktober 1925 — wurden un»

mittelbar von Darlehensnehmern eingereicht. Die Vermittler

stehen zu dcr Anstalt in keinem Vertrags- oder Vertretungsver»
hältnis. Die Provision zahlt der Darlehnscmpsäuger, als Auf¬
traggeber in kcinem Falle aber die Anstalt."
Wir sind nach wie vor der Auffassung, daß auch für das

Hypotheke»geschäft und für sonstige lcmgsristige Darlehen der pri¬
vate Vermittler auszuschalten ist. Die Angestelltenversicherung ist
in diesem Falle nicht dnzu da, private Geldvermittler zu ernähren,
nm so weniger, wenn es sich um Vermittler hnndelt, die zum Teil

höhere «hoebnute Beamte sind und vorher in der Vermögcnsver»
ronltung der RfA tätig wnren. Da fllr die Vermittlungstätigkeit
in den meisten Fällen etwa 2 Proz, Vermittlungsgebühren gezahlt
wurden, so kamen fllr die Vermittler recht ansehnliche Beträge, die
in die Zehntausende, mitunter in die Hunderttausende gegangen

sein mögen, zustande. Wenn nun gesagt wird, daß diese Vermitt¬

lungsgebühren ja nicht von der RsA zu znhlen seien, so ist das
eine recht mäßige Verteidigung der verantwortlichen Männer im

Direktorium der RfA; denn schließlich hoben die großen öffent¬
lichen Körperschaften noch mehr wie jeder einfache Staatsbürger
die Verpflichtung, das Gesamtwohl dcr Bevölkerung im Auge zu
haben. Die Vermittlungsgebühren mußten in vielen Fällen von

den Kommunen gezahlt werden. So hat beispielsweise der Magi»
strat Demmin für die Vermittlung eines Darlehens von 550 000 Mk,
dem Vermittler 11000 Mk. geben müssen. Um diese Beträge ist
der kommunale Wohnungsbau, d, h. der gemeinnützige Wohnungs¬
bau verteuert worden. Dasselbe gilt auch fllr Kreditnehmer der

Landwirtschaft oder der Industrie.
Ebenso wichtig, ja vielleicht noch von größerer Bedeutung wnr

Und ist die andere Forderung des AfA-Bundes, daß der gemein¬
nützige Wohnungsbau durch die RfA gefördert merden müsse, ja,
daß überhaupt den gemeinnützigen Unternehmungen der Arbeit¬

nehmer zu günstigen Bedingungen Gelder zur Verfügung zu stellen
seien. Der AfA-Bund hat deshalb auch in der nachfolgenden Zcit
Immer wieder auf die Vermögensanlage nufmsrksnm gemacht und
in seiner Kritik zu den jährlichen Geschäftsberichten der RfA auf
die Tntsache verwiesen, dnß die Kapitalien der RsA vornehmlich
der Landwirtschaft und der Industrie zur Versüouug gestellt wür¬

den, während auf der anderen Seite die schon erwähnten Körper¬
schaften nur wenig Berücksichtigung erfuhren. Jn dem Bericht
Über dos Geschäftsjahr 1925 mußte festgestellt werden, daß der Zu¬
wachs der Hypotheken auf landwirtschaftliche Grundstücke im Be¬

richtsjahr von 16,5 auf 47F Millionen bei weitem größer ist als
der auf städtische Grundstücke von 12,7 auf 33,9 Millionen und
ferner größer ist «ls der auf industrielle Anlagen, nämlich von

27,5 auf 56 Millionen.

Unsere wiederholten Proteste sind bis heute unberücksichtigt ge»
blieben: denn die Vermögensanlage für das Jahr 1926 zeigt eine
Steigerung der Hypotheken auf löndwirtschastliche Grundstücke von

47,5 auf 76 Millionen, nuf indnstriclle Anlagen von 56 auf 65 Mil»
lionen, der städtischen Grundstricke von 35 auf S8 Millionen. Die
kurzfristigen Darlehen siir Baugenossenschaften stnd von 12 Millio¬
nen im Jahre 1925 aus 0,3 Millionen im Jahre 1926 gefallen.
Rechnet man die Beträge, die der Landwirtschaft, der Industrie als

Hypotheken, der letzteren darüber hinaus als Jndustrieobligntioncn
und Pfandbriefe im Jahre 1926 zur Verfügung gestellt wurden, zu»
snmmen, so kommt man aus die Summe von 184 Millionen Mark,
d, h. nuch nach dem Geschäftsbericht des Jahres 19Z6 stellt die^
RfA der Industrie und der Landwirtschaft rund ein Drittel ihres
gewaltigen Vermögens zur Verfügung,

Der AfA-Bund ist nicht der Auffassung, daß nicht auch ge»
legentlich die Industrie Darlehen oder Hypotheken erhalten soll.
Hierbei, vertreten wir allerdings den Standpunkt, daß an erster
Stelle die gemeinnützigen Unternehmen zu berücksichtigen find, und

daß bei der Kreditgewährung an private Jndustrieuntemehmungen
die RfA zu prüfen Hot, ob die In Frage kommenden Unternehmen
die sozialen und gesetzlichen Bestimmungen, die die Angestellten vor

der Willkür der Unternehmer schützen sollen, einhalten, ob diese
Kreditnehmer das Betriebsrätegesetz, die Bestimmungen über die

Arbeitszeit, die für die Angestellten abgeschlossenen Tarife und an»

deres so beachten, wie es erforderlich ist, »der «ber, ob Industrie»
Unternehmer von der RfA, d. h. aus den Geldern der versicherten
Angestellten Kapital erhalten, die sich sonst besonders reaktionär

verhnlten.
Wir sind der Auffassung, daß diese hier angedeuteten Voraus¬

setzungen von Unternehmerseite erfiillt sein miissen. Wir missen,
daß der DHV den entgegengesetzten Standpunkt vertritt, glauben
allerdings, daß die Mitglieder des DHV uuserer Foroerung zu¬

stimmen werden. Die kommenden Wahlen werden den Beweis zu
liefern haben, ob die Mehrzahl der versicherten Angestellten sich
auch in der Frage der Vermögensanlage und -Verwaltung der Auf¬
fassung des AfA-Bundes anschließt, Indem fie den Listen der AfA-
Berbände ihre Stimme gibt oder nber, ob die RfA auch künftig
wie bisher eine Finanz- und Kreditpolitik treiben kann, die gegen
die vitalsten Interessen der großen Malle oer versicherten Angestellten
verstößt. Schutz der Versicherten gegen unsozial« An¬

lage ihrer Beitragsgelder. Billige Darlehen an

die Angestellten, insbesondere zum Wohnungs»
bau — das sei die dritte Kampfparsle der vor uns

stehenden Wahl.

WsWechZ

Von Dr, FritzPfirrmann, Berlin

Das Versicherungsgesetz sür Angestellte vom 20. Dezember 1911

stell! den Abschluß der Sozialvsrsicherungsgesctzgsbung des Vorkriegs-
deufchlcmds dar. Die herrschenden Parteien und die hohe Bureau¬
kratie waren der Arisicht, daß damit das Maß sozialpolitischer
Gesetzgebung voll geworden sei, wie denn auch der letzte kaiserliche
Staatssekretär des Reichsnmts des Innern — Delbrück — kurz
darauf das denkwürdige Wort sprach, daß nach Ansicht der kaiser¬
lichen Negicrung „unsere Sozialpolitik bis gu eincm gewissen Ab¬
schlüsse gediehen" sei. Vergleicht mnn mit diesem Worte die ge¬
waltige Entwicklung, die die sozialpolitische Gesetzgebung seit
Kriegsende genommen hat und berücksichtigt man, daß" wir auf dcn

verschiedensten Gebieten sogar erst an, Anfang der sozialpolitischen
Gefetzgebungsarbeit stehen, so ermißt man wohl besonders deutlich
den ungeheuren Abstand zwischen der Aufsnssuug der Vorkriegszeit
und der heutigen. Aber nicht nur im Ausmaße des fllr notwendig
und möglich Angesehenen, sondern erst recht in seiner Gestaltung
stellt das Versicherungsgesetz für Angestellt« ein getreues Spiegelbild
der Auflistungen und Meinungen des Vorkriegsdeutschlands dar.

Besonders deutlich zeigt sich dies in der Stellungnahme des
Gesetzgebers gegenüber der Frage der Selbstverwaltung
und des Wahlrechts Bekanntlich stützte sich die politische
Macht der im Deutschland der Borkriegszeit herrschender, Krcise in
erster Linie auf das preußische Wahlrecht, das nach Besitzklassen auf¬
gebaut war und durch die Beibehaltung einer Wahlkreiseinteilung
aus der Zeit vor der industriellen Entwicklung ein Ucbergewicht des

Platten Landes gegenüber den sortgeschrittenen Großstädten ge¬
währleistete.

Das Versicherungsgesetz für Angestellte ist, wie seine ganze

Entstehungsgeschichte beweist, iu hervorragendem Maße ein pslitisches
Gesetz gewesen, dns heißt ein Gesetz, von dessen Zustandekommen
mau sich bestimmte politische Wirkungen versprach. Die niit der

Entwicklung zum modernen Großbetriebe riesig gewachsene Znhl
von Angestellten, die durch das Mnssennngebot und die Massen»
hastigkeit ihrcr Dcrwcndung bedingte Proletniisicrung dcr An»

gestellten, cmdcrcrseits ihre Wichtigkeit sur den modeinen knpitn-
listischcn Betrieb, ließen dic herrschenden Kinsse» d-rrouf sinnen,
der für sie zweifellos sehr großen Eefnhr einer gewerkschaftlichen
und politische» Radikalisierung der Angestellten und ihres Ar>fchi»sses
nn die moderne Arbciterbewcgrmg entgegenzutreten.

Gcwiß war die übergroße M?hrznhl"der Angestellten »och weit

entfernt von der Erkenntnis ihrer Klnsseulcige und den stch daraus

ergebenden geweirschaftlicheu uud politischen Schlußfolgerungen, Die

bestehende» großen Verbände, insbcsondcre der Handlungsgehilfen,
überboten sich in Loyalitätsbezeugungen gegenüber den herrschenden
wirtschaftlichen nnd politischen Mächten, Sie Ichnt-en jeden Gedanken

an die Kninpfesweise der Arbeiterschaft, wie Streik und Tarif»
rertrag, ab, nbcr dein Tieserblickenden zeigten sich doch bereits dis

Ansätze zu einer Scheidung dcr Geister. Hotte doch schon der

Deutschnationale 5)andli:»gsgeh!lse»vcrbond, memgstens demagogisch,
init dem Gednnken radikalerer Politik ersolgrcich Mitgliederfang
auf Kosten der alte» Hnrinouicuerbnnde getrieben, und überdies be»

gönnen neue Verbände der HaMungegehNfen, der Techniker, der

Bankbeamten, der Buchhandlungsgehilfen usm. «uf rein gemerkschaft»
licher Grundlage, unter bewußter Ablehnung des Harmvnieprinzips,



sich zu entfalten und dabei auch auf eine Anzahl älterer Verbände

radiknlisierend zu wirken.

Was lag da näher, als dem von allen Angestellten immer

dringender erhobenen Verlangen nnch Schaffung einer ausreichenden

Sich'erstcllung für die Fälle dcr Invalidität, des Alters und des

Todes in eincr Forin zu entsprechen, die dem Standesdünkel der

Angestellten Rechnung trug und zugleich ihrer Vereinigung mit der

geweri-schastlichsn Arbeiterbewegung einen Damm entgegensetzte.

Da die fortgeschrittene, gewerkschaftliche Angcstelltenbcwegung

naturgemäß in erster Linie in den Zentren von Industrie, Hnndel

und Verkehr sich entfaltete, mutzte man deshalb dos Wahlrecht so

gestalten, daß dns intellektuelle und zahlenmäßige Uebergewicht

dieser Gebiete entsprechend wett gemacht wurde. Da man außerdem
in dem Wahlmännersystcm des preußischen Wahlrechts ebenfalls

eine wirkungsvolle Bremse gegenüber freiheitlicher Entwicklung er¬

kannt hntts, übernahm man auch diefes und schuf deshalb das System

der „Vertrauensmänner", denen man aber nun wiederum nicht

etwa wirkliche Vertraucnsausgaben übertrug, wie sie etwa die

Asltesten im Knappschcrftswesen von nltersher ausüben, sondcrn
die lediglich als Wahlmaschine zu funktionieren hatten. So kam

man denn nuf folgendes System, das, ungeaclztet aller Einivände

der „Freien Vereinigung für die soziale Versicherung der Privat¬

angestellten", der Vorläuferin unseres AsA-Bundes, von der in dem

sogenannten Hauptausschuß zusammengeschlossenen Mehrheit der An¬

gestelltenverbände und natürlich auch von der Reichstagsmehrheit
übernommen murde.

Man ließ sür den Bezirk jeder unteren Verwaltungsbehörde
die gleiche Anzahl von je sechs Vertrauensmännern wählen und ge¬

stattete uur, daß, wenn im Bezirk einer solchen unteren Verwaltungs¬

behörde mehr nls 16 660 solcher Versicherten wohnten, die oberste
Verwaltungsbehörde für je angefangene weitere ll) 000 die Zahl der

Vertrauensmänner um zwei erhöhen konnte. Zwar gab man auch
der obersten Verwaltungsbehörde die Befugnis, in kleineren Be¬

zirken die Zahl der Vertrauensmänner herabzusetzen oder mehrere

Bezirke zusammenzulegen. Praktische Bedeutung erlangte aber diese
Bestimmung nicht. So ergab sich der geradezu ungeheuerliche Zu¬
stand, daß einige hundert Angestellte in einem ländlichen Bezirk
sechs, zwanzigtausend Angestellte in einer Großstadt acht Bertrauens-

mönner zu wählen hatten! Wer die Angestelltenpsyche kennt, ins¬

besondere die Einflüsse, denen der im kleineren Betriebe, etwa im

Detailgeschäft einer kleineren Stadt tätige Handlungsgehilfe aus¬

gesetzt ist, kann sich die Auswirkung eines solchen geradezu schand¬
mäßigen Wahlsystems ausmalen. Der Erfolg lohnte denn anch die

Mühe. Die Wnhlcn auf Grund dieses Systems brachten dem Haupt¬
ausschuß den entsprechenden Gewinn, Trotz dieser bevorzugten
Stellung des Hauptausschusses erkannten glücklicherweise die in ihm
noch ursprünglich verbliebenen technischen Verbände aber nach
wenigen Jahren die Verkehrtheit seiner Politik und schieden trotz
des unverkennbaren Vorteils, den dieses Wahlsystem dem Haupt¬
ausschuß verlieh, aus diesem aus.

Die auf Grund dieses Systems gewählten Vertrauensmänner

waren dann Wahlkörper für alle Organe der Angestelltenversicherung,
also die Rentennusschüsse, die Schiedsgerichte, das Oberschiedsgericht
und den Verwaltungsrat. Nur die nichtbcnmteten Mitglieder des

Direktoriums wählte der Verwaltungsrat. Grotesk ist es auch, daß

diese „Vertrauensmänner", die also doch wohl Träger des Ver¬

trauens der Versicherten sein sollten, zur Hälfte aus Arbeilgeber-
kreisen zu wählen waren!

Wnr so durch dns indirekte und das platte Land in ungeheuer-
liclier Weise bevorzugende Wahlsystem dcisür gesorgt, daß die fort¬

geschrittensten Teile der Angestelltenschnft in weitestgehcndem Um-

fange des gebührenden Einflusses aus die Verwaltung der An¬

gestelltenversicherung von Anfang nn beraubt blieben, so war weiter¬

hin die Verwaltung der Angestelltenversicherung geradezu ein

Musterbeispiel fiir die Verwnltungsgrundsätze der letzten Periode
des Vorkriegsdeutschlands.

Selbst wenn mnn nichts weiter aus dieser Zeit wüßte, so könnte

man ihren Geist aufs deutlichste aus dem Verwaltungsaufbau der

Angestelltenversicherung ablesen. Die Organe, wie sie das Ver¬

sicherungsgesetz für Angestellte vorsah, wnren das Direktorium, der

Verwaltungsrat, die Rentenausschüsse und die Vertrauensmänner,

An die Spitze des Direktoriums wurde ein beamteter Präsident

gesetzt, den auf Vorschlag des Bundesrates der Kaiser auf Lebens¬

zeit ernannte, ohn« daß dein Verwaltungsrat die geringste Einspruchs¬

möglichkeit zugebilligt wurde. Neben dem Präsidenten wurde eine

Anzahl von gleichfalls beamteten Mitgliedern bestellt, die ebenfalls
vom Kaiser auf Vorschlag de, Bundesrates auf Lebenszeit ernannt

wurden, wo? natürlich vor der Bildung des Berwaltungsrnts geschah.
Crst nnch seiner Bestellung, also bei Ersatzernennungen, die natürlich
wiederum auf Lebenszeit erfolgten, sollte dieser vorher gehört
werden, nber beileibe nicht etwa Mitbestimmungs- oder Einspruchs¬
recht haben. Dnsselbe wurde für die sonstigen höheren etntsmäßigcn
Beamten vorgesehen. Außer zwei Arbeitgebcrvertretern wurden

dann glücklich zwei ganze Versichcrtenvertreler in das Direktorium

dieser lediglich für Angestellte geschlissenen Austeilt zugelassen.

Aber den Gipfel erstieg dieses Gesetz mit eincr Bestimmung, so
gnnz aus dem Geiste einer Zeit geboren, für die das Volk sich nicht
im Begriff des Staatsbürgers, sondern dem dcs lediglich stnsfcige»
bildenden und steuerzohleirden Untertanen verkörperte, iit jener
Vorschrist, wonach dns Direktorium zwar seiire Beschlüsse init M<hr»
heit zu sassen habe, falls nber einmal mchr nichtbcnmtctc Mitglieder
des Direktoriums anwesend scin sollten, so viele uon diesen bei der

Beschlußfassung ausscheiden müßten, daß die Beamten uuter allen
Umständen in der Mehrheit blieben! So etwas nannte man damals

„Selbstverwaltung in der Angestelltenversicherung". Da auf diefe
Weife die Herrschaft der Bureaukratie im Direktorium fest ver»

ankert war, trug man natürlich Sorge, dcm Verwaltungsrat,
der ja außer dem Präsidenten nur ehrenamtliche Mitglicdcr, unlür-

lich auch wicder ebenso wie beim Direktorium, zur Halste nu,

Arbeitgebern bestehend, hatte, nicht allzuviel« Befugnisse cinzu-
räumen. Nicht cinmal die Geschgstsordmmg durste sich der Ver¬
waltungsrat selbst geben. Sie wurde vom Reichskanzler nach seiner
Anhörung crlasscn. Befugnisse dcs Verwaltrmgsrnts zur lausenden
Kontrolle des Direktoriums, zur Entgegennahme von Beschwerden
usw. wnren selbstverständlich nicht vorgesehen. Seine ganzen
Bcsugnisse bestanden dnrin, das Direktorium „bei Vorbereitung
wiclztiger Beschlüsse gutachtlich zu beraten", den Bornnschlng sest-
zusetzen und den Rechnungsabschluß und die Bilanzen abzurechnen.
Einen großen Apparat hatte man ferner für die sogenannte«
Rentenausschüsse iu Aussicht genommen, tue man stch al«

örtliche Organe der Angestelltenversicherung zur Bearbeitung nller
Rentensachen einschließlich des Heilverfahrens gedacht hatte/ Nicht
genug damit, zog man auch eine eigene Gerichtsbarkeit in
zrorm von örtlichen Schiedsgerichten und einem Oberschiedsgcricht
auf. Kurz, man war bcmüht, für die vergleichsweise kleine Zahl
von Angestellten getreulich den für die vielen Millionen der
Invalidenversicherung allenfalls erträglichen komplizierten Apparat
nachzuahmen. Glücklicherweise kam es erst gar nicht zu solchen
allgemeinen örtlichen Einrichtungen, sondern nur zu einem einzigen
Nentennusschuß und einem Schiedsgericht in Berlin. Sehr üett
war auch die Bestimmung des 8 131 Abs. 3 des alten Gesetzes,
wonach bei richterlichen Entscheidungen der Nentenausschüsse »ur
Männer mitwirken durften!

Nach der politischen Umwälzung des Jnhres 1S18 war es klar,
daß auch diese vorsintflutlichen und kostspieligen Einrichtungen der

Angestclltcnversiclrerung einer grundlegenden Rcform unterworfen
werden mußten. Schon die Bestimmung des Artikels 161 der neuen

Reichsverfassung, wonach das Reich „ein umfassendes Versicherungs.
wesen unter maßgebender Mitwirkung der Versicherten" zu schassen
verpflichtet wurde, wies deu Weg für die notwendige Reform. Wenn
nuch zunächst die Inflation mit ihren Wirkungen die Reform des
Beitrags- und Leistungsivesens besonders dringlich machte, so konnte
angesichts der immer drängenderen Kritik an deni ganzen Aufbau
der Angestelltenversicherung, wie sie der AfA-Bund in immer weitere
Kreise der Angestellten trug, auch der Reichstag sich nicht der Er-
kennt»,s verschließen, daß auch eine Verwnltüngsrcform der

Angestelltenversicherung nnvermeidlich war. Freilich wurde, wie so
oft in sozialpolitischen Dingen, nur Stückwerk geleistet und der
wichtigste Teil der Reform, die Schaffung einer wahren Selbst.
Verwaltung, ist überhaupt noch nicht in Anariff genommen
worden.

Immerhin hnt bcrcits die große Novelle zur Angestelltenversiche¬
rung vom 10. November IM einige der gröbsten Mißständc be¬

seitigt, ohne freilich an dem Aufbau selbst zu rühren. Die wichtigsten
Punkte dieser Refornr bestanden in folgendem:

Im Direktorium wurde die Zahl dcr Arbeitgeber- und Arbeit»

nehmerocrtreter auf je 3 erhöht und das Beamtenmonopol insofern
beseitigt, nls nunmehr vorgeschrieben wurde, daß stets, insbesondere
auch bei Abstimmungen, die Zahl der ehrenamtlichen Mitglieder die

der Beamten übersteigen muß. Weiterhin blieb zwar die Erncnuung
der beamteten Direktoriumsmitglieder und der übrigen Bcamtcn des

höheren Dienstes auf Vorschlag des Rcichsrnts durch den Reichs»
Präsidenten, doch wurdc dcm Vermciltungsrnt bci nllen cin vorherige»

Anhönmgsrecht zugebilligt und für die Ernennung der beamteten

Direktoriumsmitglieder für die ersten drci Jnhre ein Widerruf vor»

behalten. Während die Geschäftsordnung des Direktoriums früher
vom Reichskanzler nach Anhörung des Verwcrltungsrcits crlnssen

wurde, wird sie jctzt vom Vermciltungsrnt im Einvernehmen mit dcm

Direktorium erlassen, ist allerdings an die Zustimmung des Reichs»

n'.'bcitsmimst-riums gebunden. Auch scine eigene Geschäftsordnung

gibt sich nunmehr der Verwaltungsrat selbst, ist aber auch hierbei
wiederum nn die Zustimmung dcs Arbeitsministeriums gebunden.
Vor allem wurde die Stellung des Verrvaltungsrnts wesentlich ge»

stärkt, indem ihm nunmehr das Recht jederzeitiger Einsichtnahme in

die Gcschästssühruug, insbesondere die Prüfung der Einnahmen und

Ausgaben und Belege uud die Heranziehung von Sachverständigen
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und Hilfskräften für die Prüfung zugebilligt wurde. Ferner hat er

gemeinsam mit dem Direktorium die Grundsätze für die Anlegung
des Vermögens aufzustellen und bei der Vorbereitung wichtiger Be-

schlüsse des Direktoriums gutachtlich mitzuwirken.

Sehr weitgehend war die Verwaltungsvereinfachung durch die

Novelle von 1922. So verschwanden die Rentennusschüsse, die

Schiedsgerichte und das Oberschiedsgericht, Zur Entscheidung von

Streitsachen wurden bei den Versicherungsämtern Ausschüsse, bei den

Oberversichcrungsämtern Kammern, beim Neichsversicherungsamt ein

Senat für Angestelltenoersicherung geschaffen, deren Beisitzer pari¬
tätisch aus dem Kreise dcr Versicherten und ihrer Arbeitgeber ge¬
nommen wurden, Sie sollten von den Vertrauensmännern ebenso
wie die Mitglieder des Verwaltungsrats gewählt werden, wobei es

sich freilich herausstellte, dasz diese Wahlen einfach undurchsührbar
waren. Das vorsintflutliche Wahlsystem blieb freilich bestehen, ja
mnn fand es nicht einmal für notwendig, den durch die Erweiterung
des Personenkreises, die gleichfalls durch die Novelle vorgenommen

worden war, neu in die Versicherung Einbezogenen die Möglichkeit
zur Wahl von Vertrauensmännern zu geben. Zum Protest gegen

diese Entrechtung hatte ja bekanntlich der AfA-Buud die Teilnahme
an den Wahlen abgelehnt.

Erst das „Gesetz über Wahlen nach der Reichsverstcherungsord¬
nung und dem Angestelltenversicherungsgesctz" vom 8. April 1927

beseitigte einige der gröbsten Vcißstönde des bisherigen Wahl¬
systems, ohne freilich eine grundlegende Reform vorzunehmen.

Bei der bekannten Zusammensetzung des Reichstages vermochten
die Hnuptausschußvertreter die Forderungen des AfA-Bundes in

weitgehendem Umfang abzubiegen, so daß nur eine unbefriedigende
Zwischenregelung übrig blieb, die uns von der Pflicht einer grund¬
legenden Reform.keineswegs entbindet. Die Aenderungen durch das

genannte Gesetz bestehen im wesentlichen in folgendem:
Die Zahl der Vertrauensmänner bleibt wie bisher 6 für den

Bezirk einer unteren Verwaltungsbehörde, und zwar je 3 Versicherte
und Arbeitgeber, Wohnen im Bezirk mehr als 10 090 Versicherte,
so kann die oberste Verwaltungsbehörde für je angefangene weitere
10000 die Zahl um 2 erhöhen, ebenso kann sie die'Zahl für kleinere

Bezirke bis auf 2 herabsetzen und mehrere Bezirke zu einem zu¬
sammenlegen. Dagegen hat man die Bevorzugung des platten
Landes dadurch etwas ausgeglichen, daß das Stimmrecht der Ver¬

sichertenvertreter unter den Vertrauensmännern nach der Zahl der
im Wahlbezirk vorhandenen Versicherten bemessen wird. Freilich ist
diese Bemessung sehr unsicher, da die obere Verwaltungsbehörde diese
Zahlen nach Schätzung feststellt. Bei einer Versichertenzahl bis zu
1000 sollen auf den Wahlbezirk 3 Stimmen entfallen, für je weitere
volle Tausend erhöht sich die Zahl der Stimmen um. 3. Jn die

Stimmenzahl teilen sich die Versichertenoertreter, die nach den Grund¬

sätzen der Verhältniswahl gewühlt werden, zu gleichen Teilen. Wie

man sieht, sind also immer noch eine ganze Reihe von Unsicherheiten
und WiUkürmöglichkeiten erhalten geblieben, wenn auch nicht be¬

stritten wcrden soll, daß gegenüber dem früheren Zustand eine Ver¬

besserung erzielt worden ist. Während ferner früher die Vertrauens¬
leute mit Ausnahme des Direktoriums alle Vertreter zu den Organen
zu wählen hatten, beschränkt sich nunmehr die Wahl durch die Ver¬
trauensmänner auf die Mitglieder dcs Verwnltungsrats, der nun¬

mehr seinerseits nicht nur die ehrenamtlichen Mitglieder des Direk¬

toriums, sondern auch die Vertreter der Versicherten und ihrer
Arbeitgeber in den Ausschüssen, den Kammern und dem Senat bei

den Spruchbehörden, und zwar sämtliche, also auch die Mitglieder
des Direktoriums, nach den Grundsätzen der Verhältniswahl zu

wählen hat. Wichtig ist auch, daß alle Wahlen auf Grund von

Vorschlagslisten wirtschaftlicher Vereinigungen von Arbeitgebern odcr

von Arbeitnehmern oder von Verbänden solcher Vereinigungen er¬

folgen sollen.
Wie man sieht, haben sich die Resormen von 1922 und 1927

darauf beschränkt, die gröbsten Auswüchse aus dem Angestellten-
versicherungsgesetz, wie es nunmehr heißt, auszumerzen, ohne freilich
die Frage einer wirklichen Selbstverwaltung in der Ange¬
stelltenoersicherung zu lösen. Cs versteht sich von selbst, daß die frei¬
gewerkschaftlichen Angestellten nicht ruhen werden, ehe sie auch in

der Angestelltenversicherung eine Erfüllung des Versprechens der

Reichsversossung — Artikel ISI — durchgesetzt haben. Was sich in

der Kranken- und in der Knappschaftsversicherung nls durchaus mög¬
lich erwiesen hat, nämlich die Schaffung eines wirklich maßgebenden,
d. h. ausschlaggebenden Cinslusses der Versicherten und die Beseiti¬
gung des staatlichen Bureaukratismus, muh auch das Ziel der Re¬

form der Angestelltenversicherung sein.

Selbstverwaltung in der Sozialversicherung bedeutet:

1. Beschränkung des behördlichen Einflusses
«uf das Aufsichtsrecht. Diese Aufsicht hat sich auf die Jnne¬
haltung der gesetzlichen oder sntzungsmäßigen Bestimmungen zu be¬

schränken. Von oben der Verwaltung aufgezwungene Beamte sind

in der Angestelltenversicherung genau so überflüssig, wie in der

Kranken-, Knappschafts- oder Unfallversicherung. Die Angestellten»
Versicherung braucht weder einen beamteten Präsidenten noch be»

anriete Direktoriumsmitglieder noch etatsmüßige Beamte des höheren
Dienstes. Sie braucht lediglich eine technische Verwaltung von snch»
kundigen, kenntnis- und erfahrungsreichen Versicherungspraktikern.
Dagegen gehört die Leitung der Angestelltenversicherung in die
Hände eines rein ehrenamtlichen Vorstandes.

2. Cs ist nicht einzusehen, warum ein solcher Vorstand, der ja
die unmittelbare Vertretung der Versicherten darstellt, noch durch
einen Verwaltung? rat beaussichtigt werden soll. Kommt die.

Reichsknappschnft ohne eine solchc doppelte Körperschaft aus, so dürste
dies auch bei der Angestelltenversicherung durchaus durchsiihrbcrr sein.

3. Selbstverständlich lehnen wir die paritätische Beteil!»

gung der Arbeitgeber nn dcr Angestelltenversicherung ent¬

schieden ab. Die Angestelltenversicherung ist nicht für die Arbeit¬

geber geschaffen, sondern für die Versicherten, Der Umstand, dnß
der Arbeitgeber die Hälfte der Beiträge mit entrichtet, ist kein Argu¬
ment für ihre Beteiligung nn der Verwaltung der Versicherung,
denn es braucht heute wahrlich nicht erst bewiesen zu werdcn, doß auch
der Arbeitgeberanteil nichts weiter darstellt, als einen Gehaltsteil, der

genau so in Rechnung gestellt wird, wie das in bar ausgezahlte
Gehalt. Bei der in Deutschland nun einmal herrschenden Auffassung
ist freilich in absehbarer Zeit nicht damit zu rechnen, daß die völlige
Ausschaltung der Arbeitgeber gelingt. Es mag darum genügen,
menn, wie in der Krankenversicherung, wenigstens zwei Drittel
der ehrenamtlichen Vor st nndsmi't glieder aus dem

Kreise der Versicherten genommen werden.

4. Der Vorstand, als die wirkliche Vertretung der Ver¬

sicherten, muß gennu wie in der Knappschaft das Recht erhalten, sich
selbst seine Geschäftsordnung zu geben, seinen Vorsitzenden und

dessen Stellvertreter zu wählen und alle besoldeten Kräfte
der Versicherung anzustellen.

5. Auch das System der Vertrauensmänner und das

Wahlsystem bedürfen einer grundlegenden Reform. Zwar ist
grundsätzlich das direkte Wahlrecht in der ganzen Sozialpolitik das

Erstrebenswerteste, indessen läßt es sich nicht bestreiten, daß dieses
Prinzip nicht restlos durchführbar ist. Dis Erfahrungen in der

Knappschaftsversicherung haben gezeigt, daß mnn sehr wohl ohne
Verletzung der demokratischen Grundrechte, durch Schaffung wirklicher
Vertrauensmänner, die aber dann auch etwas mehr als

bloße Wahlmänuer sein müssen, für eine wirksame Vertretung der

Versicherten sorgen kann. Freilich setzt dieses eine grundsätzliche
Reform des gesamten Vertrauensmännersystems voraus. Vor allen

Dingen ist es geradezu finnlos, Vertrauensmänner aus dem Kreise
der Arbeitgeber wählen zu lassen. Wenn die Arbeitgeber schon
Vertretungen in den verschiedenen Organen der Verwaltung er¬

halten sollen, so können sic ebenso gut wie in der Knappschaft, ohne
erst Vertrauensmänner zu wählen, ihre Vertretung in den Verwal¬

tungsrat, der ja seinerfsits die übrigen Organe besetzt, entsenden.
Sodann aber muß dasür gesorgt werden, daß die Zahl der

Vertrauensmänner im Verhältnis zu der der Ver¬

sicherten zusammengesetzt wird. Dies kann am besten geschehen,
menn nicht der Bezirk der unteren, sondern einer oberen Verwal¬

tungsbehörde nls Wahlbezirk gewählt wird, und dnß dnnn innerhalb
dieses größeren Bezirks die Zahl der Vertrauensmänner nach der

der Angestellten abgestuft wird, wobei man ja sehr wohl durch Ein¬

führung von Mindest- und Höchstzahlen im Bereich des praktisch
Möglichen verbleiben kann. Dann aber müssen die Befugnisse
der Vertrauensmänner ihrem schönen Nnmen auch wirklich
entspreche». Sie müssen also zu wirklichen Organen der Angestellten-
Versicherung, ähnlich den Knnppfchaftsältesten, werden, deren Tätig¬
keit sich durchaus zum Segen der Arbeiter und Angestellten in der

Knnppschnstsversicherung ausgewirkt hat. Nur wenn eine solche
Stärkung der Stellung der Vertrauensmänner erfolgt, werden sie
mehr als ein entbehrliches, ja überflüssiges Zwischenglied zwischen

den Versicherten und den eigentlichen Verwaltungsorganen der Än-

gestelltcnversicherung sein.
Jn dieser Richtung unmiitelbnrer Selbstverwal¬

tung durch die versicherten Angestellten, aus¬

schlaggebenden Einflusses der Versicherten, Aus¬

schaltung der Bureaukratie und Schaffung eines wirklich
trngsöhigen Unterbaues von Versich ertenvsrtrnuens-
Männern muh sich unserer Ueberzeugung nach die dringend not¬

wendige Reform der Angestelltenversicherung bewegen. Die An¬

gestellten müssen erkennen, dah nicht nur der Ausbau der Leistungen,
sondern auch der Verwaltung im Geiste einer verantwortungsfähigen,
vvn allen bureaukratischen und kapitalistischen Einflüssen freien
Selbstverwaltung Vorbedingung einer wahrhaften Reform der An¬

gestelltenversicherung ist, Ausbau der Selbstverwal¬
tung — das sei die vierte Kampfparole der vor

uns stehenden Wahl.
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Uns WKöer mn OeschöftMbMuß öer

AngeftMenveesicherunA
Von Martin Hirschfeld, Berlin,

Was ich in meinen Besprechungen der Rechenschaftsberichte der interessanter Zahlen beantwortet. Man tat allen diesen Einwen-

Angestellteuversicherung vorausgesagt habe, und was von der Anstalt düngen zum Trotz den ersten Schritt und reservierte sür die Zeit des
bis jetzt noch halb und halb bestritten murde, ist nun eingetreten. wachsenden Ausscheidens nus der Karenzzeit riesige Beträge, Aber
Der neue Rechenschaftsbericht nibt fast unverhohlen zu, dnß die Am die Leistungen sür die Schndcnssälle dcr nicht mehr in der Karenz-
statt auf ihrem Wege der Rückkehr zum strengsten Kapital- zeit Befindlichen — so sagte man — sollten umlngemäßig bestrittcn
deckungsoerscrhren bereits ein sehr weites Stück zurückgelegt hat. werden, d. h. jeder Rentner bekommt seinen Renteubetrng nus den

in
/n7r

SÄäendA^
""rd «^ch SS^'z^^ L

in einer Note folgendermaßen „aufgeteilt .

«„g ^n Karenzzeit ausscheidenden und den ncucintretcnden Ber¬
it, für laufende Versicherungsleistungen ... 472 688 410 RM, sicherten zur Sicherung gegen ein nndernfnlls ,,r, erwartendes rnpides
2. für Wartegelder, Ruhegeld- und Hinter- Anwachsen der Umlngebeträge sich ergeben,

bliebenenvcrsorgung der Beamten der Jetzt geschieht dcr zweite Schritt. Nicht die laufcndc Ncnten-
Reichsverstcherungsnnstalt ...... 15 203 697 „ znhlung der Invaliden und Pensionäre wird aus dcr „Umlnge" die

3. für Aufwertungsausfälle 18 098297 „ keine Umlage mehr ist, bestritten, sondern für jeden Rentner wird
4. fllr sonstige Ausfälle 4 726 884 „ der Zeitwert der Rente versicherungstechnisch berechnet
S- Rest . > . . . 22356375 „ und zurückgestellt. Nntürlich nur „versuchsweise"! Jeder
Im textlichen Anhang heißt es dann unter „Erläuterungen zur

Kenner des Versicherungswesens weiß, daß bei einer solchen Berech.
Bilanz Verpflichtung". Anmcrkunn: Die Aufteilung stellt eine nung vorstchtigerwerse der Zeitwert der Rente bedeutend iiberschätzt
rechnerische Probe dar, die zeigen "soll, wieviel nach Deckung der wird, so daß man annehmen knnn. dnß in dieser „Aufteilung" schon
bereits laufenden Verpflichtungen und möglichen Ausfälle als Rück- Abritte Schritt vorbereitet ,st: ganz abgesehen von dem Nest von

läge sür ämtliche (von uns gesperrt) Anwartschaften übrig- 22 Millionen e.en die Re,a)sanstalt z,,g,bt. Dieser dritte Schritt be¬

kleiden würde
» ,^ / »

s^ht darin, daß für , eden zurzeit noch aktiven Versicherten seine
< „...^

'

c„ ^. . i >. „, . „ ganzen Beiträge mit Zinsen, vermehrt um die Beiträge der rech-
1. Rücklage für die laufenden Versicherungsleistungen zu Lasten nungsmäßig in der Karenzzeit invalide werdenden i'md deshalb

der Versicherungsanstalt liefen am 31. Dezember 1926 Ruhegelder nichts bekommenden Versicherten und nur vermindert um das in
im Werte von 2 674 349 RM.. das sind auf das Jahr umgerechnet jungen Jahren sehr kleine Risiko, Jnvnlide zu werden, nusqesnmmelt
8209218« RM. und Hinterbliebenenrenten, usw. Nach den versiche- werden. Dann nämlich erst ist die Angestelltenversicherung in der
rungstechnischen Berechnungen ist im Durchschnitt ein Ruhegeld 9,4 Lage, genau mie eine private Versicherunqsqescllschnst jcdc'zeit in
Jahre, eine Hinterbliebenenrente 11,1 Jahre hindurch zu zahlen. Zinst Liquidation zu treten. Die Notwendigkeit', eine Stnntsanstnlt mit
man mit den unter den gegenwärtigen Verhältnissen voraussichtlich zu natürlichem Zuwnchs auf diesem Zustand zu halten, ist so ost von
erwartenden Zinserträgen ab, so erholt man für ein Ruhegeld in verschiedensten Seiten bestritten worden, daß es fast lächerlich er.
Höhe von 1 RM. jährlich, das 9,4 Jahre zu zahlen ist, den gegen- schont, darauf immer und immer wieder zuvorzukommen. Cs ist
wältigen Wert 7,263 und für eme Hinterbliebenenrente m Hohe ^er keine Schrulle, wenn dies trotzdem geschieht. Jn die Schuld an
von 1 RM. lahrlich, die 11,1 Jahre zu zahlen ist. den gegenwartigen Wiederauskommen des sozial unzulänglichen Kapital-
Wert 8,258. Die Rucklage muß also betragen: deckungsverscrhrens teilen sich die Burenukrnten, die ihre Unentbch»

32 092185,60 X 7,263 . . . 233 085544 RM. lichkeit in einer völlig auf dem Umlageverfahren aufgebauten Reichs»
und 19 700 246,64 X 8,258 . . . 162 684 636 RM. anstatt gefährdet sehen würden, und die reaktionären Verbünde, die

«„snmmen ^770180
NM vom Zahlenfuror besessen sind und sich einbilden, daß sie etwas fllr

Zu,nmmen
MI </o i»u ^c.

^ Wohl der Angestellten getan haben, menn sie milliardenweise
usw. Bisher hieß cs in den Darstellungen der RfA. stets, die Rück- Kapitalien aus den Beiträgen der im Durchschnitt keineswegs glän»
logen müßten trotz des nunmehr bestehenden Umlngeverfnhrens in zend dastehenden Angestellten ansammeln. Beide Gednntengönge
der angeblich sehr müßigen Höhe erfolgen und bedeuteten keine müssen nuf die sozialen Leistungen der Angestelltenversicherung
prinzipielle Durchbrechung dieses Berfahrens, meil ja bei dem völligen drücken, und es ist oft genug uud auch bei Besprechung des dies-
Neunufbnu der Augestelltenversicherung nach dem Kriege ein sehr jährigen Rechenschaftsberichts von anderer Seite bewiesen worden,
großer Teil der versicherten Angestellten sich noch innerhalb der daß ste auf diese sozialen Leistungen gedrückt haben. Hier sci nur

Karenzzeit befindet und die Beiträge dieser Versicherten unmöglich noch einmal nuf die Tntsache verwiesen, daß z, B. dns Heilverfahren
in Bausch und Bogen mit verbraucht werden könnten ohne Rücksicht laut diesjährigem Bericht keineswegs in sozialerem Sinne durch-
darauf, daß beim Ausscheiden der grohen Blocks von Versicherten aus geftthrt wird nls im Vorjnhre. Der Prozentsatz der Ablehnungen ist
der Karenzzeit die Schadensfälle rapide in die Höhe gehen müßten, fast ebenso groß geblieben. Die ungeheuren Vortcile, die eine stant»
Es bleibe aber deshalb doch ein Umlageverfnhren, das sich nur statt liche Versicherung vor privaten Versicherungen vornus hat, werden
auf die Frist eines Jahres auf die gesamte Karenzzeit beziehe. Von verschüttet durch die bureaukrntischen Fehler der Anstnlt. Trotzdem
dicser Erklärung, die ich für falsch gehalten habe, wird jetzt völlig ab- bleiben sie sichtbnr. z. B. beim Einziehen der Bciträge. Der Kostensatz
gesehen. Man stellt für die vorhandenen Rentner, wie aus der zitierten djgseg Einziehungsverfahrens ist nunmehr auf 0.4 Proz. herunter-
Stelle hervorgeht, den gnnzen Borwert dcr Leibrente des Invaliden

gegangen. Daoegen sind die persönlichen Ausgaben fllr
zurück und behält außer anderen angeblich notwendigen Zurück- Verwaltungskosten noch iinmer außerordentlich hohe, sie betragen
stellungen. auf die hier nicht naher eingegangen werden soll, noch erheblich über 2 Proz. Wenn ich mich recht entsinne, ist das der
einen sehr betrachtlichen Anfangsstock zum weiteren und vollständigen F^, zu dem eine private Versicherungsgesellschaft, genannt Preu-Ausbau des Kapitaldcckungsverfnhrens übrig. Beamtenoerein, seinerzeit auch die Beiträge verwaltete. Der

Um die Lage ganz zu klären, sei folgendes bemerkt: Riesenvorteil, den eine staatliche Anstalt haben kann, ist hier durch
Ein reines Umlageverfahren braucht äußerstenfalls (und dieser übertriebene Bureaukratie immerhin zu einem erheblichen Teil ver-

äußerste Fall lag nach der Inflation und bei der durch die Deflation lorengegangen. Schlimmer ist natürlich, dnß diese Bureaukratie, um

erzeugten furchtbaren Not der Angestellten wirklich vor) auf die l'ch unentbehrlich zu machen, eben noch immer an dem sozial reaktiv-

Karenzzeit keine Rücksicht zu nehmen. Auch an die Stelle der aus nnren Kapitaldeckungsverfahren festhalt. Eine Umgestaltung dsr

der Karenzzeit Ausscheidenden treten neue versicherte Angestellte. Verwaltungsorgane der Reichsanstalt ist also eine wichtige Frage,
und wie der vorjährige Bericht erwähnt, sehr reichlich neue Ver- und es ist bei den Neuwahlen zur Angestelltenversicherung Gelegen,
sicherte — trotz weiterbestehender Krisis! Auf diese Schlußfolgerung heit gegeben, alle diese Gesichtspunkte den Angestellten vorzuführen,
aus dem vorjährigen Rechenschaftsbericht habe ich seinerzeit sehr deut- Dabei dai-f die Frage „Umlageverfahren oder Kapitaldeckung . so
lich hingewiesen und die wirtschaftliche Ausdeutung dieser Tatsache schwierig sie zunächst scheint, nicht übergangen werden. Es kann sich
für die Berechtigung eines ganz konsequenten Umlageverfahrens ge- nicht darum handeln, für ewige Zeiten und für den letzten bei Beginn
geben. Die Folge ist lediglich gewesen, daß die Reichsanstalt dies- der Eiszeit noch lebenden Angestellten den Zeitwert seiner gegebenen»
mal keine statistischen Zahlen über die Ausdehnung des Ber» falls fällig werdenden Invalidenrente vorweg zu sichern, sondern es

li che rte nb estand es gibt. Jeder Angriff auf das hinten muß dafür gesorgt werden, daß tn dieser Zeit der Dauerkrisis den An-

herum wieder in Kraft zu setzende Kapitaldeckungsverfahren ist un» gestellten die Möglichkeit der Versorgung auf dem Wege geboten
bequem und wird lediglich durch noch stärkeres Totschweigen statistisch wird, der mindestens zunächst die niedrigsten Kosten verursacht.
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Ausbau dsr AnSsAsZlienVsrsicheruNS.
Ausöchnung der Angssielltenvetsicherung auf die Angestellten aller Berufs ohne Rücksicht auf die Höhe ihres
Einkommens.

Erhöhung der Mnten ohne Beitragserhöhung.

Steigerung des Grundbetrages von 4so auf 72« Mark jährlich,
Anrechnung der geleisteten Beiträge (SteigemngSsah) mit 20 statt bisher 15 Prozent,
Verdoppelung des Kindergeldes von 90 auf 4S0 Mark,

Auiwertung der früheren Äeilräge in allen Gehaltsklassen.

Herabsetzung der Wartezeit für den Mnwibszug von auf 5 Jahre,
Herabsetzung der Altersgrenze vom 6S. su? das 60. Lebensjahr,
Volle Anrechnung der beitrsgsfreien Zeiten bei Stellenlosigkeit,
Verhinderung willkürlicher Ablehnung von Heilverfahren durch gesetzlich gesicherten Rechtsanspruch,
Schutz der Versicherten gegen unsoziale Anlage ihrer Beitragsgewer,
Billige Darlehen an die Angestellten, insbesondere znm Wohnungsbau.

Ausbau der GelbstverwaZiung.
Schaffung eines ehrenamtlichen Vorstandes, 2.3 Versicherte, ^/s Arbeitgeber.

Reform des Vertrauensmannersystems, keine Arbeitgeber als Vertrauensmänner.

Entlastung der Vertrauensmänner von der Wahlmannerpsticht,
Erweiterung der Befugnisse der Vertrauensmänner als Äerater und Vertreter der Versicherten,
Auskunftspflicht des Vorstandes an die Vertrauensmänner.

Abschaffung des indirekten Wahlsystems, Einführung von ilrwahlen durch dis Versicherten.

Die wichtigsten HeDmm
öle Vertmuensmönn

1. Die Wahlbezirke und die Zahl der zu wühlenden Vertrauens.

männer.

§ 120 ABG.:

„Die Vertrauensmänner werden je zur Hälfte aus den Ver»

sicherten, die nicht Arbeitgeber sind, und aus den Arbeitgebern der

versicherten Angestellten gewählt.
Die Zahl beträgt für den Bezirk einer unteren Verwaltungs¬

behörde sechs: wohmn im Bezirk der unleren Bermaltungsbehörde
mehr als zehntausend Versicherte, so kann die oberste Verwaltungs»
behörde für je angefangene weitere zehntausend die Zahl der Ver»
trauensmärmer um zwei erhöhen.

Der obersten Verwaltungsbehörde bleibt vorbehalten, für
kleinere Bezirke die Zahl der Vertrauensmänner bis auf zwei herab»
zusetzen oder die Bezirke mehrerer unteren Verwaltungsbehörden zu
einem Bezirke zusammenzufassen und zu bestimmen, welche untere

Verwaltungsbehörde die im A 124 Alsatz 3, H 127 Absatz 2, Z 128,
Z 129 Absatz 1 dieser Behörde zugewiesenen Geschäfte wahr¬
zunehmen hat."

Oberste Verwaltungsbehörden (Z 316 AVG.) sind die zuständigen
Ministerien der Länder. Für Preußen dos preußische Handels¬
ministerium. Für Preußen ist zu Z 317 AVG. bestimmt:

„Höhere Verwaltungsbehörde ist der Regierungspräsident/ für
den Stadtkreis Berlin der OberprSstdcnt. Untere Verwaltungs¬
behörde ist der Landrat, in Städten über 19 999 Einwohner die
Gemeindebehörds."

Neu I 12?s.

„Soweit die Wahl der Vertrauensmänner nicht, zustande kommt,
beruft die untere Verwaltungsbehörde die Vertrauensmänner aus

der Zech! der Wählbaren. Eingereichte Vorschlagslisten sind zugrund:
zu leacn.

Für Vertrauensmänner, die vor Ablauf ihrer Wahlzeit aus¬

scheiden, rücken die Ersatzmänner in der Reihenfolge ihrer Wahl ein.
Für diefe rücken die auf der Lifte d;s ausgeschiedenen Vertrauens¬
mannes gültig vorgeschlagenen, noch nicht gewählten Bewerber in
der Reihenfolge nnch, in der sie in der Liste aufgesührt sind. Satz 2

gilt entsprechend beim Ausscheiden eines Ersatzmannes vor Ablauf
der Wahlzeit.

Reicht die Zahl der gewählten Vertrauensmänner und Ersatz»
männer nicht mehr aus und ist eine Borschlagsliste erschöpft, so hat
die untere Verwaltungsbehörde unter Bestimmung einer Frist von

der Stelle, welche die Liste eingereicht hat, eine Ergänzung einzu»
fordern. Nach fruchtlosem Ablauf der Frist berust sie die Ver»
ircmensmänner aus der Zahl der Wählbaren.

Soweit die Gewählten die Dienst: verweigern, berust die unter«

Verwaltungsbehörde die Vertrauensmänner auf Grund der ein»
gereichten Vorschlagslisten, Abs. 3 gilt entsprechend."

2. Wahiberechkigung.
8 121.

„Dis Vertrauensmänner aus den Arbeitgebern werden von den

Arbeitgebern der versicherte» Angestellten, die übrigen von den ver»

sicherten Angestellten gewählt,"
s 122.

„Wahlberechtigt sind volljährige Deutsche, sofern sie zu den ver»

sicherten Angestellten oder ihren Arbeitgebern gehören und im Be»

zirke der unteren Verwaltungsbehörde wohnen.
Nicht wahlberechtigt sind die im Z 199 Abs. 2 bezeichneten Per.

srmen."
Danach ist wahlberechtigt jeder versicherte Angestellte. Es sind

neben Pflichwerficherten auch freiwillig Versicherte wahlberechtigt,
soweit sie noch als Angestellte tätig sind, z. V. Versicherte, die sich
nach Ueberschreiten der Versicherungsgrenze oder Uebernahme in da«

Beamtenverhältnis weiterversichern, nicht aber Ehefrauen, die die

Beschäftigung aufgegeben haben, und Selbständige.
Ersatzkassenversicherte besitzen zwar nicht eine Bersicherungskarte,

die nach Z 124 des Angesteü'tenversicherungsgesetzes als Ausweis

dient, dennoch wird man ihnen die Wahlberechtigung in gleicher
Weise wie den anderen Bescherten zugestehen miissen, sofern für si»
innerhalb der letzten 12 Monate mindestens ein reichsgesetzlicher Bei»

trag an die Erjntzknsse nachgewiesen ist.
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Z. Wählbar isi auf Versicherlenseile:
8 12« ABG.

„Wählbar sind nur Versicherte, die nicht Arbeitgeber sind, und

Arbeitgeber der versicherten Angestellten, die im Bezirke der unteren

Verwaltungsbehörde wohnen oder beschäftigt werden oder ihren Be»

triebssitz hnben, und die nicht nnch Z 109 ausgeschlossen sind."
Demnach also jeder Versicherte, auch jede weibliche Versicherte,

die nicht Arbeitgeber sind. Es ist also auch jeder freiwillige Weiter»

versicherte und jeder Selbstversicherer wählbar, soweit er nicht als

Arbeitgeber gewählt werden kann.

4. Wahlvecsahren und Vorschlagslisten.

Z 124 AVG.

„Gewählt wird schriftlich nnch den Grundsätzen der Verhältnis»
wcchl (neu) nuf^Erund von Vorschlagslisten wirtschaftlicher Ver»

einigungen von Arbeitgebern oder von Verbänden solcher Verein!»

gungen. Diesen Vorschlagslisten stehen solche Vorschlagslisten der

Arbeitgeber oder der Versicherten gleich, welche die in der Wahl»
ordnung bestimmte Zahl von Unterschriften tragen.

Die Wahlen sind jeweils vor dem Schlüsse der laufenden Wahl»
zeit durchzuführen. Der Neichsarbeitsminister erläßt eine Wahl»
ordnung*) und bestellt den Leiter der Wahl,

Bei Streit übsr die Wahl entscheidet die untere Verwaltungs¬
behörde."

S. Wahlausmeis.
Als Wahlausweis dient:

s) dem Versicherten die grüne Versicherungskarte. Zugelassen
wird nur derjenige Versicherte, für den innerhalb der letzten 12 Mo¬

nate vor der Wahl mindestens ein Momtsbeitrag nachgewiesen wird.

Ersntzkasfenversicherte werden sich durch «ine Mitgliedsbescheinigung
der Ersatzkasse auszuweisen haben, aus der ersichtlich ist, daß innerhalb
der letzten 12 Monate mindestens ein reichsgesetzlicher Beitrag an

die Ersntzknsse nachgewiesen ist.

b) dem Arbeitgeber eine Bescheinigung der Gemeindebehörds
feines Betriebssitzes über die Zahl seiner versicherten Angestellten,

S. Verkeilung der Sitze der VerlrauensmSnner.
Die Sitze der Vertrauensmänner und der Ersatzmänner wcrden

unter die Vorschlagslisten nach dem Verhältnis der Zahl der ihnen
zugefallenen Stimmen verteilt, und zwar in der Rcihensolge dcr der

Größe nach geordneten Höchstzahlen. Es werden also nnch die ersten
und zweiten Ersntzmöuner nach der Reihsnsolge der Höchstznhlki, als

gewählt festgestellt. Sie können daher «uf anderen Wahlvorschlägen
stehen als dsr Vertrauensmann, den si« gegebenenfalls zu ersetzen
haben.

Zum WolzlklZmpf ln öer Angesklltenverslcherung.
Vor wenigen Wochen hnbcn Im Ruhrbergbn» die Wahlen zur

Arbeitskammer stattgefunden. Es standen sich 'in diesen, Wnhlkampf
AfA-Bund, GdA. und Gedag gegenüber. Auf der einen Seite also
die freigewerkschaftlichen AsA-Verbände, auf dcr nndcrcn Seite die
bekannte Unklarheit. Die Wahlen endeten mit einem Sieg dcr AfA»
Verbände. Wir bringen nachstehend dos Wahlergebnis znr Arbeits-
knmmsr für 1927 zur Kenntnis. Zum Vergleich ist der Tabelle auch
das Wahlergebnis vom Jahre 1925 angefügt.

Vorschlagslisten

Er¬

gebnis

1926

Bo»

dcr
Ge¬

samt¬
summe
Vro>

Er¬

gebnis
1927

Von

dcr

Ge¬

samt
summe
Broz.

Gc.
winn

u. Vcr»

tust
1927

Pro-,.

7325 34^8 6863 36,72 -i-2.14

7479 35,31 5697 39.44 —4.87

3965 14,47 2692 14.38 —0.99

Zahl dn
Vertreter

I?2Z

5 5

4 4

1 1

*) Die Wahlordnung vom 3. Juli 1912 wird in einigen Be¬

stimmungen geändert. Der neue Wortlaut liegt noch nicht vor. Wir

werden ihn später bekanntgebe».

Lifte 1 (AsA-Bund). . .

Liste 2 (GdA. u. Verband

kaufm. GruvenbeamtenZ
Lifte3(DHV.,Vd?.,DWB.
RdB.)

Der AfA-Bund marschiert iin Bergbau an der Spitze dcr An»

gestelltenbewegung. Die kommenden Wahlen zur Angestellten-
Versicherung werden nicht anders ausfallen. Auch sie müssen die

führende Rolle der freigewerkschaftlichen Angestelltenbeweaung be»

stätigen.

Gier Wochen AnSer-RepuSlik
Eine halbe Stunde hinter der ehemaligen Seefeste Friedrichsort,

unmittelbar nn der Kieler Förde, liegt das dcr Stadt Kiel eigene
Gut Scckcrmp inmitten dsr interessanten schleswig-holsteintschen
Landschaft. — Jn dieser idyllischen Ruhe hoben die Reichsarbeits-

gemeinschnft der Kinderfreunde und der Hauptausschuß der Arbeiter¬

wohlfahrt ein Ferienzeltlnger fllr mehr denn 2000 Kinder errichtet,
ein Beginnen, dns zunächst etwas gewagt erscheinen könr.le, 2999

Jungen und Mndels in Zeltlagern untergebracht, mehr oder weniger
den Unbilden der Witterung ausgesetzt, bedeutet neben den Auf¬

gaben der Verpflegung und Aufrechterhaltung der notwendigen

Ordnung immerhin ein Wagnis. Soweit stch die Vorgänge übersehen

lassen, sthcint jede Gefahr ftir das Gelingen des Unternehmens

beseitigt.
Dem Besucher dieses Lagers bietet sich ein interessantes Bild,

Auf einer etwas erhobenen Fläche sieht man jenseits dcr großen

Spielwiese die ausgebauten Zelte. Am Eingang des Lagers passiert
man die Hauvtmcrche, besetzt mit Republikanern im Alter von 12

bis 14 Jahren beiderlei Geschlechts. Nach Beantwortung der höf¬

lichen aber bestimmten Frage nach dcm Begehr des Besuchers geht
es zuin Hauptbureau und von dort aus in Begleitung eines Postens
durch das Lager. Hier interessiert vor allem ein großes Zelt, das

als Lese- und Bortragsrcmm eingerichtet ist. Anschließend befindet

sich einc Verkaufsstelle, wo der einzelne Zeltbemohner nm gegen

Anweisung der Lagcrvcrwnltung oder des Pflegepersonals Einkäufe

vornehmen kann. Eine Anordnung, die im Interesse der Jugend

zu begrüßen ist. Von dort gelangt man in dns in Dorfschaften

eingeteilte Zeltlager, welches nuch eiu Dorf für internationale

Slle Zuschriften, die Hlcilzlen zur lZugestelltenversichcrung betreffend,

find zu richten an

den üeichsWLhlausZchu^ MTDurchführung der Angestellten»

onsicherungswahlsn, ZZerlin SG Z6, Gramenstraße 40/41

Besucher ausweist. — Es würde zu weit führen, wollte ma» in

dieser kurzen Notiz über die mustergültige Regelung aller Funktionen
der Bewohner berichten. Es soll nur noch festgestellt werden, daß
sich das ganze Leben und Treiben im besten Einvernehmen der

Bewohner abspielt.

Zum Schluß noch etwas über die Verpflegung. Drei rissen»
große Kessel aus dem Bestand der Stadt Kiel und vier Gulasch»
knnonen der Neichsmnrine stehen unter Feuer, um die Ernährung
der jungen Republikaner sicherzustellen. Der Sveisczettcl ist für die

Gesamtzeit des Zeltlagerlebens im voraus feftgelccrt. Er ist sehr
stark nach den Lebensgemohnheiten der schleswig-holsteinischen Küche
geschrieben.

Wir hoffen und wünschen, daß dieser erstmalige Versuch einer

Massenunterbringung und -Verpflegung von Kindern während der

Schulferien den besten Erfolg zeigen möge, und daß dem ersten
Unternehmen dieser Art eine größere Anznhl folgt. Eine solche
Entwicklung würde die größte Anerkennung und dcr beste Dank für
die Körperschaften sein, die stch in den Dienst dieser Einrichtung
gestellt haben. St.

Etond am Ende des Monai»

I. I » d u st r i e u n d H a nd e l Mai Juni Juli

s) Kaufmännische Angestellte (ZdA.) . 6,21 5,98 ö,7S

d) Technische Angestellte (Butab). . . 8,26 7,85 6,94

c.) Poliere und Schachtmeister im Bau»

gewerbe 11.14 8.74 3.4S

cl) Werkmeister der Schuhindustrie . . 3.00 2.74 2,93

6^7 5.81gewogener Durchschnitt 7,02

II. BeHürden (einschließl. Anstalten der Sozialversicherung)

s) Burcauangcstellte (ZdA) . . . , 6,31 6,00 5,51

b> Techn. Angestellte (Butab) . . . . 3,54 3,S2 2.77

gewogener Durchschnitt 6,04 5.74 S,2Z

III. Theater

b) Chorsänger und Ballettänzer . . . 9.36 9Z6 11,16
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Sozialpolitik
Die Annahme öer ArbeitslosenöersicheLunß.

Der Reichstag hat am 7. Juli den Entwurf eines Gesetzes über

Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung mit 35S Stimmen

gegen 47 bei IS Stimmenthaltungen angenommen. Dafür haben
gestimmt die Sozialdemokraten, die Demokraten, das Zentrum, die

Deutsche Volkspartei, die Wirtschaftliche Vereinigung, die Bayerische
Volkspartei. Dagegen gestimmt haben die kommunistische!,
Parteien und die Nationalsoziale Deutsche Arbeiterpartei. Bon der

Deutschnationalen Volkspartei hat die große Mehrheit dafür ge¬
stimmt, aber 9 Abgeordnete — darunter Dr. Reichert von den Eisen-
boronen — haben sich der Stimme enthalten.

Nach langwieriger, eingehender Beratung des Entwurfs im

Reichstagsausschuß begann in der Vollversammlung des Reichstages
am 4. Juli die zweite Beratung. Als erster Parteiredner legte Ab¬

geordneter Aufhäuser dar, welche Stellung die freien Gewerk¬

schaften und die Sozialdemokratische Partei zu dem neuen Gesetz
einnehmen. Den Wortlaut dieser wichtigen Rede konnte die AfA-
Bundeszeitung bereits in ihrem vorigen ehest bringen. Daraus ist
zu ersehen, daß die Sozialdemokraten bemüht waren, den Gesetz¬
entwurf nach den Forderungen der freien Gewerkschaften zu ver¬

bessern. Dagegen haben sich die Rechtsparteien aufs äußerste
gewehrt. Schließlich aber mußten die Regierungsparteien eine

Reihe von Verbesserungen zugestehen, so daß das neue Gesetz — trotz
vieler Mängel — einen Fortschritt gegenüber der geltenden Erwerbs-

losensürsorge-Verordnung bedeutet und deshalb auch von den Sozial¬
demokraten angenommen werden konnte.

Aus dieser Tatsache zog der Sozialpolitiker der Deutsch¬
nationalen, Herr Abgeordneter Lambach vom Deutschnationalen
Handlungsgehilfenverband, einen sehr — eigenartigen Schluß: Er

sah darin einen „schönen Beweis" dafür,
daß die Vürgerblockregierung das Versprechen, das sie bei ihrem
Antritt gegeben hat, gute Sozialpolitik zu machen, eingelöst hat.
An einer späteren Stelle seiner Rede gab er dann folgende

kaisertreue Belehrung zum besten:
Die große Sorge um die Arbeitslosen, wie sie bei uns auch

von Staats wegen betrieben wird, beruht auf dem sozialen und

moralischen Verantwortungsgefühl, das unser ganzes Volk gegen¬
über den Aermsten der Armen empfindet. Die staatliche Fürsorge
für diese Aermsten hat ihren Ausgangspunkt nicht erst in Ereig¬
nissen der neuen Zeit, sondern in den Jahren, in denen die kaiser¬
lichen Botschaften zur Sozialpolitik verkündet wurden.

Diese „Belehrung" wies der Vorsitzende des Allgemeinen
Deutschen Gewerkschaftsbundes, der sozialdemokratische Abgeordnete
Grahmann als falsch zurück. Die kaiserliche Regierung hat
damals, so führte er aus, lediglich versucht, die Wirkungen der

sozialdemokratischen Aufklärung und der gewerkschaftlichen Erfolge
abzuschwächen. Darauf antwortete Herr Lambach in einer

zweiten Rede:

„Ich bin mit Ihnen darüber einig, daß die soziale Not und

die Aufschreie aus der sozialen Not sehr viel älter als die kaiser¬
lichen Botschaften sind. Ebenso, daß auch die soziale Agitation
sehr viel älter ist. Aber trotzdem waren es kaiserliche Regierungen
und kaiserliche Botschaften, die zuerst die soziale Gesetzgebung an¬

gepackt haben."
Da zu jener Zeit in Deutschland das Volk unter der kaiserlichen

Regierung stand, konnte es nur die kaiserliche Regierung sein,
der die Sozialdemokraten die Ansänge der „sozialen Gesetzgebung"
abgezwungen haben. Das war genau fo unvermeidlich, wie die

Tatsache, daß in anderen Staaten mit freistaatlicher Verfassung —
also ohne kaiserliche Regierungen — die Volksgesetzgebung es war,
die die Gesetze zum Schutze der Arbeiter geschaffen hat. Die frei»
staatliche Schweiz z. B. hat die tägliche Arbeitszeit durch ein um¬

fassendes Arbeiterschutzgesetz viel früher eingeschränkt als das kaiser¬
liche Deutschland, das überdies zu. derselben Zeit die aufwärts¬
strebenden Arbeiter und Angestellten durch das schändliche Aus¬
nahmegesetz vergewaltigte.

Auch jetzt, unter der Bürgerblockregierung, können selbst die¬

selben kaisertreuen Rechtsparteien, die durch Schutzzölle zur Be¬

reicherung der Großgrundbesitzer rücksichtslos dem arbeitenden Volke
die Lebenshaltung verteuern, fich nicht völlig dem Drucke der An¬

gestellten und Arbeiter entziehen. Sie konnten nicht die schon längst
vorbereitete Arbeitslosenversicherung einfach unter den Tisch fallen
lassen. Aber sie suchten die Versicherung möglichst den Wünschen der
Großkapitalisten anzupassen zum Schaden der Angestellten und
Arbeiter. Damit drangen sie freilich, dank dem Vorgehen der

Sozialdemokraten, nicht in allen Punkten durch: aber sie stimmte«
nur zu viele der sozialdemokratischen Verbesserungsmiträge nieder.
Daher haben die sozialdemokratischen Redner — wie schon die Rede
des Abgeordneten Auf Häuser beweist — nicht nur die Vorzüge
des neuen Gesetzes gegenüber der alten Verordnung anerkannt,,
sondern auch seine schweren Mängel eingehend besprochen. Diese
Mängel sind es, die die, nach Herrn Lambach so „gute", Sozialpolitik
der Bürgerblockregierung kennzeichnen.

Abgeordneter Aufhäuser hatte in seiner "Rede zu Beginn
der zweiten Beratung einen Ueberblick über die wichtigsten Mängel
gegeben und die Gründe angeführt, weshalb sie nach den sozialdemo»
kratischen Verbesserungsvorschlägen beseitigt werden müssen. Nur in
einigen wenigen Fällen brachten die Redner der Rechtsparteien ihre
„Gründe" dagegen vor.

Eine der Grundfordsrungen für die gesamte Arbeiter- und An¬

gestelltenversicherung ist die Selbstverwaltung der Versicherung mit

maßgebendem Einfluß der Versicherten auf die Durchführung der

Versichernng. Trotzdem ist die Selbstverwaltung in dcr Arbcits-

losenversicherung gegen den Widerspruch der Sozialdemokraten un»

erträglich eingeschränkt worden. Das versuchte der Abgeordnete
Moldenhauer von der Deutschen Volkspartei zu rechtfertigen.
Er sagte dazu:

„Wir arbeiten auf Neuland. Wir gehen einen ganz neuen

Weg. Daher ist es nicht richtig, alles den Beteiligten zu über»

lassen."

Unsere Ersahrungen in der Arbeiter- und Angestelltenversiche»
rung aber haben, darauf wies Abgeordneter Grahmann mit Recht
hin, gezeigt, dah die Beteiligten sich auch auf Neuland, auf einem

ganz neuen Wege zurechtfinden. Jedenfalls haben sie es bisher
mindestens nicht schlechter als die Geheimräte in den Regierungen
gemacht.

Die angeblich zu starke Belastung der Großkapitalisten wurde
wieder vorgeführt, um die Anträge der Sozialdemokraten auf Fest»
legung der Krantenversicherungspslicht für die Angestellten mit einem

Jahresgehalt bis zu 6999 Mark, auf den Einheitsbeitrag, auf die

Verbesserungen der Leistungen abzulehnen. In diesem Sinne waren

auch die weiteren Ausführungen des Abgeordneten Dr. Moldenhauer
gehalten. Er sagte u. a.:

„Das Bedenken ist vorhanden, daß, wenn alles aus einem

gemeinsamen Beitrag gespeist wird, die unteren Stellen leicht allzu
freigiebig sind und allzu sehr aus dem vollen Topf wirtschaften.
Dagegen müssen wir uns sichern. Deshalb müssen die Vorsitzen«
den der unteren Stellen durch die Hauptstelle der Versicherung
ernannt werden, von ihr abhängig sein und stärker überwacht
werden können. Wir haben deshalb ferner den ständig gleichen
Reichsbeitrag abgelehnt und geringer' Beiträge für einzelne Lan¬
desarbeitsämter und Arbeitsämter ermöglicht. Mit den Leistungen
dürfen wir nicht so weit gehen, daß die Versicherung einen über»

großen Anreiz zur Ausbeutung bietet. Den Begriff der Arbeits»

losigkeit müssen wir fest umschreiben und dürfen den Anspruch aus
Arbeitslosenunterstützung nur dem Arbeitslosen zugestehen, der
in den letzten 12 Monaten während 26 Wochen in einer versiche»
rungsvflichligen Beschäftigung gestanden, damit die Anwartschaft
erfüllt hat."

Demgegenüber wies der sozialdemokratische Abgeordnet«
Grotewohl nach, daß die Leistungen der Arbeitslosenversicherung
ungenügend sind, und daß dies nicht nur den einzelnen Arbeitslosen,
sondern auch — insolge der viel zu geringen Kauskraft der Arbeiter
und Angestellten — die Gesamtheit schädigt. Soll in erster Linie
die Kaufkraft des arbeitenden Volkes gehoben oder soll ohne Rücksicht
auf die Not des arbeitenden Volkes der Reichtum der Großkapitalisten
vergrößert werden? So tritt auch hier der Klassengegensatz der
Arbeiter und Angestellten zu den Gcoßkavitalisten hervor. Die

Rechtsparteien sind bei jeder Bestimmung zugunsten der Arbeiter
und Angestellten besorgt, die Großkapitalisten seien zu sehr belaste^
die Arbeiter und Angestellten könnten die Unterstützungseinrichtungen
„ausbeuten". In Wahrheit zeigt die Nr>t der Arbeiter und An¬

gestellten auf der einen Seite und der Reichtum der Großkapitalisten
auf der anderen Seite, daß die Arbeiter und Angestellten von den

Großkapiialisten ausgebeutet merden und daher mit Recht eine wirk¬

lich ausreichende Hilfe in der Zeit der Arbeitslosigkeit fordern.

Deshalb schloß der Abgeordnete Grahmann seine Rede mit
der Erklärung, daß uns das neue Gesetz trotz mancher Verbesserungen
nicht befriedigt. Für die Sozialdemokratische Partei und dle freien
Gemerkschasten bedeutet das Gesetz nur einen Anfang, dem weitere
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wesentliche Werbesserungen folgen miissen. Wir sehen in dem Gesetz
die Anfänge der Selbstverwaltung auf einem neuen, wichtigen Ge¬

biete. Von der Durchführung des Gefetzes erwarten wir einen gar
nicht hoch genug einzuschätzenden sittlichen, erzieherischen Fortschritt:
Die Arbeiter und Angestellten erlangen einen tieferen Einblick in die

Ursachen des Steigens und Füllens unseres Wirtschaftslebens.

Stärker als bisher werden sie auf die Notwendigkeit hingewiesen,
sich um die Wirtschaft zu kümmern. Wir sehen in diesem Gesetze
einen neuen Antrieb für die Arbeiter und Angestellten, sich zur
klaren Erkenntnis der wirtschaftlichen und politischen Verhältnisse
durchzuringen und alle Kräfte für den Fortschritt einzusetzen.

Gustav Hoch. M. d.R.

Dle Se'ch.üsse von Montreux vor Ler Internatlona'en

ArbeitSkonferenz.
Wir haben in der Nr. 10/1926 unserer „AfA-Bundeszeitung"

über die internationale Tagung in Montreux berichtet und konnten

damals erfreulicherweise mitteilen, daß es gelang eine vom AsA-
Bund formulierte Entschließung zur internationalen Regelung der

Arbeitszeit der Angestellten zur Annahme zu bringen. Jm Verfolg
dieser Beschlüsse sand am 1. Dezember 1926 eine vom Direktor des

Internationalen Arbeitsamtes einberusene Konserenz von Ange¬
stelltenvertretern statt. In dieser Konferenz wurde das in Montreux
aufgestellte Programm durchgesprochen und festgestellt, inwieweit die

bestehenden internationalen Abkommen, die für die Angestellten von

Bedeutung sind, diese Gruppen ausschließen. Die Konferenz nahm
Nach eintägiger Beratung eine Entschließung zum Washingtoner
Arbeitszeitabkommen an, die von den Arbeitervertretern bei der

nächsten Verwaltungsratssitzung des Internationalen Arbeitsamtes

eingebracht werden sollte. Diese Entschließung hatte den solgenden
Wortlaut:

„Jn der Erwägung, daß das Washingtoner Arbeitszeitüberein-
kommen auf einen Teil der Angestellten in gewerblichen Betrieben
bereits Anwendung findet, aber für eine sehr große Anznhl von

Angestellten, insbesondere im Handel, eine internationale Regelung
der Arbeitszeit noch nicht eingeleitet ist, da andererseits in einer

Anzahl von Ländern die Arbeitszeit der Angestellten eine gesetzliche
Regelung gefunden hat, ersucht die Internationale Arbeitskonferenz
die Regierungen, bei der Durchführung des Washingtoner Arbeits¬

zeitübereinkommens auch der Lage dcr Angestellten Rechnung zu

tragen und ersucht den Verwaltungsrat des Internationalen Ar¬

beitsamts, zu prüfen, inwieweit eine internationale Regelung der

Arbeitszeit auch für die Angestellten erreicht werden kann, die von

dem Washingtoner Arbeitszeitllbsreinkommen noch nicht ersaht
worden sind."

Eine zweite Entschließung, die ebensalls dem Verwaltungsrat
vorgelegt werden sollte, lautete wie folgt:

„Angesichts des Umstnndes, daß der Angestelltenvertrag gegen¬
über dem normalen Arbeitsvertrag verschiedene für dic rechtliche
Stellung des Angestellten wesentliche Eigentümlichkeiteu aufweist
und diese Eigentümlichkeiten in der Gesetzgebung einer Anznhl von

Ländern, in denen eine starke Angestelltenbewegung besteht, An¬

erkennung gesunden haben, und in der Erwägung, daß derartige
Sonderarbeitsoertrcige, wie z. B. der Heuervertrag der Seeleute,
bereits den Gegenstnnd einer internationalen Regelung gebildet
haben, endlich in Anlehnung an den diese Frage betreffenden Be¬

schluß der ersten Generalversammlung der Internationalen Vereini¬

gung für sozialen Fortschritt vom 24. September 1926 in Montreux,
wird das Internationale Arbeitsamt ersucht, die Rechtslage in den

einzelnen Ländern bezüglich des Angestelltenvertrages, insbesondere
hinsichtlich Lohnzahlung, Kündigung, Absindung, Urlaub und Er¬

finderschutz, zu untersuchen, um eine internationale Regelung dieser
Fragen einzuleiten."

Inzwischen hat nunmehr die 10. Arbeitskonferenz getagt und
die Arbeitervertreter haben vernbredungsgemäß die Anträge ein¬

gebracht. - Dieser Aufgabe unterzog sich der schweizerische Arbeiter¬
vertreter Schürch,

Dem Mitteilungsblatt der Vereinigung der schweizerischen An¬

gestelltenverbände vom Mai dieses Jahres entnehmen wir eine

Darstellung der von uns geschilderten Vorgänge, die nicht den Tat¬

sachen entspricht. Es kommt in diesen Mitteilungen zum Ausdruck,
daß die Initiative zur Durchsetzung der internationalen Forde¬
rungen der Angestellten nur von den schweizerischen Angestellten-
Verbänden ausgegangen.sei. Wir verweisen demgegenüber aus die

vorstehenden Ausführungen. Die Behandlung der internationalen

sozialpolitischen Gesetze in ihrer Bedeutung und Ausdehnung nus
die Angestellten entsprach den gemeinsamen Beschlüssen der An¬

gestelltenverbände aller Länder und jener am 1. Dezember 1926 statt¬
gefundenen Konferenz.

Wir freuen uns, daß sich die Arbeitskonferenz der Angestellten-
fovderungen annimmt.

Jn der Sitzung vom 2. Juni 1927 wurde von dem Kollcgcn
Schürch die nachstehende Entschließung vorgelegt.

„2. Entschließungsentwurf vorgelegt von dem schweizerischen
Arbeitcrvertreter, Herrn Schürch,

Nach vorläufiger Prüfung des Entschließungsentwurses des
schweizerischen Arbeitervertreters, Herrn Schürch, dessen Wortlaut in
dem Auszug aus dem Verhnndlungsbericht Nr. 1 S 3 veröffentlicht
wurde, hat der Ausschuß beschlossen, der Konferenz einen von Herrn
Schürch selbst vorgelegten abgeänderten Wortlaut zu einer Ent¬
schließung zu unterbreiten, der folgendermaßen lautet:

„Jn Erwägung, daß
der Friedensvertrag die Einführung einer Regelung der Arbeitszeit
für die gesamte Arbeiterschaft vorsieht!

sowie in Erwägung, daß
das Uebereinkommen von Washington die Frage der Arbeitszeit sür
alle gewerblichen Arbeiter geregelt hat;

und in Erwägung, daß
andererseits in gewissen Ländern die Arbeitszeit anderer Arbeiter-

kategorien nls der gewerblichen Arbeiter gesetzlich geregelt ist:
ersuch, die Konserenz

den Verwaltungsrat des Internationalen Arbeitsamtes zu prüsen,
ob es möglich sei, die Frage der internationalen Regelung der Ar¬

beitszeit für alle anderen Arbeiterkategorien als die der gewerblichen
Arbeiter ans die Tagesordnung einer der nächsten Konferenzen zu
setzen."

Die Debatte fand am 15. Juni statt. Dem Tagungsbericht
entnehmen wir darüber das Folgende:

Wolfe (Großbritannien):
„Herr Schürch Hot dem Arbeitsausschuß eine Entschließung vor¬

gelegt, die an diese Versammlung überwiesen wurde; in ihr wird
der Verwaltungsrat ersucht, zu prüsen, unter welchen Bedingungen
das Uebeisiukonim.n über die Arbeitszeit auf jene Arbeitergrupven
ausgedehnt mcriicn konnte, nnf die cs sich bisher nicht erstreckt. Ich
hatte die Absicht, zu vee.mragen, daß diese Frage der Konferenz zur
Beschlußfassung regelest werde, da die britische Regierung glaubt,
daß man eine Ausdehnung dieses llebcecinrommens erst dann in

Erwägung ziehen kann, wenn sein Schicksal endgültig feststeht. Doch
möchte ich die Schwierigkeiten, in denen sich die Konferenz gegen¬
wärtig befindet, nicht noch vermehren. Deshalb nehme ich von dem

beabsichtigten Antrag Abstand, möchte nber ausdrücklich die Stel¬

lungnahme der britischen Regierung zum Ausdruck bringen und

hoffe, daß sie später noch im Verwaltungsrat. dcr sich mit der

Angelegenheit beschäftigen soll, Gelegenheit haben wird, dieselbe
zu vertreten.

Ich bitte Sis daher, Herr Präsident, vo» einer Abstimmung ab¬

zusehen, da diese die Einheit der Konferenz gefährden könnte,

Serrarens (Niederlande), wünscht, den Antrag Schürch zu unter¬

stützen. Der Internationale Verband der christlichen Angestellten¬
gewerkschaften hat noch vor kurzem auf einer Tagung in Amsterdam
den Wunsch ausgesprochen, daß sich die Internationale Arbeits-

orgnnisntion künftig mehr als bisher urit Angestellteufragen be¬

schäftige und besonders folgende Fragen auf die Tagesorduung einer
der nächsten Konferenzen setze:

1. Regelung der Arbeitszeit für die Angestellte», auf welche stch
die Bestimmungen des Washingtoner Uebereinkommcns noch nicht
erstrecken.

2. Fragen des Arbeitsvertrages, wie Kündigungsfristen, Zahlung
ciner Entschädigung bei Entlassung, Gewährleistung der Weiter¬

zahlung des Gehaltes bei unfreiwilliger Unterbrechung der Arbeit.
An erster Stelle steht also die Frage der Arbeitszeit. Mit Recht
hat Herr Schürch bemerkt, daß die Angestellten aller Richtungen ln

dieser Forderung einig sind. Die Internationale Arbeitsorgani¬
sation wiirde daher wohl tun, die Frage der Arbeitszeit der An¬

gestellten möglichst bald in die Tagesordnung einer Konserenz auf¬
zunehmen. Ich glaube, nicht nur im Namen der Angestellten,
sondern auch der christlichen Arbeiter zu sprechen, die die Bestre¬
bungen dcr Angestellten warm unterstützen. Eine weitere Begrün¬
dung dürfte sich erübrige». Zeh» Jahre sind seit Annahme des

Washingtoner llebereinkomnrens vergangen. Es ist nun an der Zeit,
daß auch die Angeftellten zn ihrem Recht kommen.

Poulton (Großbritannien), erklärt, daß er für. die Resolution
stimmen werde, doch unter folgendem Vorbehalt, Im vergangenen
Jahr wurde eine wichtige Konferenz in Montreux abgehalten, auf
deren Tagesordnung die Beratung der Arbeitsbedingungen der An-
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gestellten und der Arbeiter in öffentlichen Berwoliungszwsigcn stund.
Zu diesem Gegenstand der Tagesordnung wurde eine Resolution
gefciht. die besagt: „Wenn in einem Lande günstigere Bedingungen,
gesichert durch Gesetz. Übereinkommen oder Gewohnheit, bestehen,
dann sollen dieselben durch die Annahme der obenerwähnten Fords-
vunaeu nicht verschlechtert werden," Diese Forderungen, uon denen

die Resolution spricht, sind eben dieselben, die in der Entschließung
enthalten sind, über welche die Konferenz nun abstimmen soll.

Der Redner möchte in diesem Zusammenhang auch auf dcn

Artikel 405 Z 11 des Friedensvertrages von Versailles hinweisen:
er lautet: „In keinem Falle begründet die-Annahme eines Vor»

schlnges oder eines Entwurfes zu einem Uebereinkommen dnrch die

Konferenz für cin Mitglied die Verpflichtung, den durch seine
dcn betreffen»Aen Arbeitern schon gewährten Schutz

eiden Vorbehalten, welche die Stellungnahme der

en, wird der Redner für die Entschließung

ßg Stimmen für die Annahme der Ent»
mit war die Entschließung angenommen.

Gö.

Gewerkschaftsöunö unS

«gestellten.
'

I. trat der Kongreß des Internationalen

ßaris zusammen. Ausführlich über den

zu berichten, wird einem späteren Aufsatz
Für die freigewerkschaftlichen Angestelltenorgcmi»

sationen war die Behandlung der Angestelltenbewegung im Rahmen
des JGB. von Bedeutung. Ein besonderer Tagesordnungspunkt
des Kongresses war dieser Frage gewidmet. Es wurde eine Kom»

Mission III eingesetzt, die die Aufgabe hatte, Richtlinien aufzustellen,
Vorsitzender und Berichterstatter war unser Kollege Aufhäuser. Vom

Plenum des Kongresses wurde das von der Kommission ausgearbei¬
tete Programm im nachstehenden Wortlaut angenommen:

Kommission III.

Antrag der Kommission zu Punkt 5.

Angestellte, Beamte und freie Berufe in der

Gewerkschaftsbewegung.
1. Angesichts der Verschärsung der Klassengegensätze und ange»

sichts der wachsenden Bedeutung der Angestellten und Beamten in

^
VörM,,^

Verlauf
vorbehalten sein.

Wirtschaft und Staat gilt es, diese Schichten des ar-beitenden Volkes
für die internationale Gewerkschaftsbewegung zu gewinnen und zur
innigen Zusammenarbeit mit den Handarbeitern zu befähigen. Des»
halb muß sich die freigewertschnftliche Bewegung aller Länder be¬

mühen, die Organisationen der Angeftellten und Beamten zum An»
schluß zu veranlassen und die Errichtung solcher Organisationen zu
fördern.

2. Bei der Organisierung der Angestellten und Beamten muß auf
ihre berufliche Eigenart, ihre Arbeitsbedingungen, ihre soziale Stel»
lung und ihre Mentalität Rücksicht genommen werden.

3, Die Augestellten- und Bcamtenorgcinisationen haben eigene
Bedürfnisse und Forderungen und es ist daher unmöglich, auf die
Wirksamkeit der Gewerkschaften aller Beruft die gleiche Schablone
anwenden zu wollen,

4, Die Angestellten und Beamten sollen nicht gegen ihren Willcn
in Hnndarbeiterorganisationen aufgenommen werden. Dort, wo sich
eine gemeinsame Organisation von Hand- und Kopfarbeitern bereits
entwickelt und bewährt hat, ist diese Zusammenarbeit zu fördern.

5. Die Landeszentralen mögen den Angestellten- und Beamten¬
organisationen Entgegenkommen bezeugen z, B, durch Errichtung
von Sektionen, Schaffung von speziellen Sekretariaten, Aufnahme
ihrer Funktionäre in die leitenden Instanzen, Berücksichtigung dieser
Gruppen in den Publikationen usw,, damit die Landeszentralen auch
nach außen hin den Charakter einer Gemeinschaft von Arbeitern,
Angestellten und Beamten erhalten.

7. Die Regierungen und die Landeszentralen der Gewerkschaften
sind aufzufordern, bei Erenennung von Delegationen für inter»
nationale Kongresse und Konferenzen sowie für ähnliche Vercmstal»
tungen im Lande selbst auch die Organisationen der Angestellten und
Beamten zu berücksichtigen.

8. Der Kongreß empfiehlt den Landeszentralen, bei der Wahl
von zwei Vertretern in den JGB.-Ausschuh nach Möglichkeit einen
Vertreter der Angestellten oder Beamten zu berücksichtigen.

9. Organisationen von Angehörigen der freien Berufe ist auf
Wunsch Unterstützung zu gewähren, wofern dadurch der Klassen»
charakter unserer Bewegung und die Interessen der Arbeiter, Ange»
stellten und Beamten nicht beeinträchtigt werden. Wenn die Um»
stände es erfordern, können diefe Organisationen um Hilfe oder Mit»
Wirkung ersucht werden. Angehörige der freien Berufe, soweit sie
in einem festen Dienstverhältnis stehen, sind innerhalb der Ange»
stelltengewerkschaften zu organisieren.

Wllt^WltiW

us öem Af unöe

17. SeröanSstag Deutscher -Schlsssingenleure.
Der Verband Deutscher Schiffsingenieure hielt am 24. und

2S. Juli seinen 17. Verbandstag in Bremen ab. Die Ortsgruppe
Bremen des Verbandes blickt auf ein 2Sjähriges Bestehen zurück.
Zur Begrüßung der Delegierten und zur Feier dieses Jubiläums

fanden stch die Delegierten und die Mitglieder der Ortsgruppe zu
einem wohlgelungenen Festabend im Parkhaus zusammen.

An dem Verbandstag nahmen zahlreiche Vertreter der Behörden
teil: für den bremischen Senat war Dr. Rodewald, für das Reichs¬
arbeitsministerium Dr. Grabein, für das Reichsverkehrsministerium
Und für den deutschen Ausschuh für da« technische Schulwesen Ober-

xegierungsrat Dr. Iahn, für die Behörde der technischen Staats-

lehranstalten Bremens Oberschulrat Dr. Schmidt erschienen. Der

AfA-Bundesoorstand war durch den Kollegen Fritz Schröder ver¬

treten, außerdem waren Vertreter der Angestelltenkammer und Ar¬
veiterkammer, der befreundeten Arbeiter» und Angestelltenorganisa»
tionen, der seemännischen Angestelltenverbände wie auch ihrer Inter¬
nationale anwesend.

Den Geschäftsbericht erstattete der Verbaudsvorsitzen.de, Kollege
Richard Freese. Er entrollte ein anschauliches Bild über die um¬

fassende gewerkschaftliche und sozialpolitische Tätigkeit des Verbandes,
Mit besonderer Genugtuung wies er darauf hin, daß sich das Zu¬
sammenarbeiten mit dem AfA-Bund in letzter Zeit noch inniger
gestaltet hat. Es ist zu erwarten, daß durch die Bildung eines

jemeinsamen Ausschusses des AfA-Bundes und der freien seemänni-
chen Angestelltenverbände in allernächster Zeit ein umfassendes
ozialpolitisches Schutzprogramm für die seemännischen Angestellten
ausgearbeitet ist. Alle Kraft muß dann für die Durchsetzung ein»

gesetzt werden.

Neben dem Geschäftsbericht nahm der Verbandstag am erften
Tage noch drei» Referate entgegen. Oberregieruugsrat Dr. Iahn be¬

handelte in ausgezeichneter Weise „Die Erziehung eines tüchtigen
Nachwuchses im Schifssiugenieurberus". Nach einem historischen
Ueberblick über den bisherigen Entwicklungsgang entrollte er ein

plastisches Bild über die neuzeitlichen Aufgaben einer umfassenden
Berufsausbildung für den Schiffsingenieur. Jn scharfen Worten
wandte sich Dr. Iahn gegen die systematische Unterbindung des Auf¬
stiegs durch das in Deutschland krankhaft ausgebildete Berechtigung?»
mesen: er forderte freie Bahn für alle Tüchtigen.

Ueber „Staat und Gewerkschaften" sprach Kollege Fritz Schröder.
Nach einer Analyse über die funktionelle Bedeutung des Staate»
schilderte er die Aufgaben der freien Gewerkschaften im Staate und
das sich aus diesen Aufgaben ergebende Berhältnis zum Staat. Die
beispiellose Konzentration des Kapitals, verbunden mit einer Macht»
erweiterung über den Staat, erfordere nicht nur eine Stärkung der

Gewerkschaften, um den wirtschaftlichen Tageskamps besser führen
zu können, dazu müsse kommen Machtgewinnung über den Staat,
um seine soziale Entwicklung entscheidend zu beeinflussen.

Ueber „Die sozialpolitischen Aufgaben des Verbandes" sprach
Kollege Petrikowski, Geschäftsführer der Ortsgruppe Bremen de»
Verbandes. Mit scharfen Worten kritisierte er die beispiellose Ent».
rechtung der seemännischen Angestellten und entwickelte ein um»

fassendes Programm für den Ausbau des sozialpolitischen Schutzes.
Die Einzelheiten finden sich in den nachstehenden Entschließungen,
die der Verbandstag einstimmig annahm:

Zur Seemannsordnung.
Der von unserem Verband im Jahre 1922 aufgestellte Entwurf

ciner Seemannsordnung kann in seinen Forderungen nicht mehr al»
die volle Lösung unserer berechtigten arbeitsrechtlichen Ansprüche
angesehen werden. Der Sozialpolitische Ausschuh des Verbandes
wird vom Verbandstag beauftragt, mit möglichster Beschleunigung
einen neuen Entwurf einer Seemannsordnung nach neuzeitlichen
arbeitsrechtlichen Gesichtspunkten auszuarbeiten und ist durch den

AfA-Bund dem Reichsarbeitsministerium gegenüber zu vertreten.

Zur Neuordnung unseres Arbeitsvertragsrechts erheben wir

solgende Forderungen: 1. Feste Anstellung zur Reederei: 2. Kün¬

digungsfrist von drei Monaten, wobei mindestens ein Monat Um»

schaufrist! 3, Kündigungs- und Entlassuugsschutz: 4, Gesetzliche Ur-
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lo.ubsregelung; 8. Fortzahlung des Gehalts in allen Fällen unver»

schuldster Verhinderung an der Leistung der Vertragspflichten!
«. Stellung des leitenden Ingenieurs als Ressortchef.

Zum Arbeitsgerichtsgesetz.
Der 17. ordentliche Verbandstag des Verbandes Deutscher

Schisssingenieure bedauert außerordentlich, daß die nach dem H 481

des Handelsgesetzbuches zur Schiffsbesatzung gehörenden Personen
aus dem Zuständigkeitsbereich dcs Arbeitsgerichisgesetzes ausge¬

schlossen sind. Der Verbandstag ist der unbedingten Auffassung, dnß
die Eingliederung dieses Persönenkreises durchaus möglich und durch»
sührbnr gewesen wäre. Es ist u. E. sicher zu befiirchien, daß eine

Sonderregelung der seemännischen Arbeitsgerichtsbarkeit sich ebenso
verzögert wie die Sonderregelung des im Z S dcs Betriebsrate»

gesstzes im Jnhre 1320 versprochenen besonderen Betriebsrätegesetzes
sür die Seeschisfahrt. Nach sieben Jahren hat dieses Versprechen seine
Erfüllung noch nicht gefunden.

Die der Oeffentlichkeit zur Stellungnahme übermittelten Gesetz¬
entwürfe zur Schaffung eines Gesetzbuches der Arbeit lassen er¬

kennen, daß nuch hier überall der seemännische Arbeiter ausge¬

schlossen werden soll (z. B. Entwurf eines Arbeitsschutzgesetzes).
Der Verbandstag ist durchaus nicht der Auffassung, daß eine

Sonderregelung außerhalb der einheitlichen arbeitsrechtlichen Gesetz¬
gebung mit dem Gedanken des in Art. 1S7 festgelegten einheitlichen
Arbsitsrechtes vereinbar ist? zumal die Gefahr besteht, tmß eine

Sonderregelung sür die Seeschiffahrt sich außerordentlich verzögert
«der völlig unterbleiben kann. Die seemännischen Arbeitnehmer
haben sedoch weiterhin die Erfahrung gemacht, daß eine Sonder¬

regelung sich wesentlich ungünstiger sür den Arbeitnehmer gestaltet,
als die allgemeine Gesetzgebung vorsieht.

Mit besonderem Bedauern stellt der Verbandstag fest, daß auch
heute noch kein Gesetzentwurf zur Schaffung einer seemännischen
Krankenversicherung vorliegt, obgleich sämtliche seemännischen Arbeit-

nehmeroerbände einen geeigneten Entwurf dem Reichsarbeits¬
ministerium bereits vor Jahren übermittelt haben. Der Verbandstag
gibt sich der Hossnung hin, daß ein Entwurf einer seemännischen
Krankenversicherung baldmöglichst den Verbänden übergeben wird.

Der Verbandstag ift schlieHlich der unbedingten Auffassung, daß
die Revision der Seemnnnsordnung eine außerordentlich dringliche
Notwendigkeit ist, und bittet den Herrn Arbeitsminister, mit Nach¬
druck für eine zeitgemäße Gestaltung des seemännischen Arbeits¬

rechtes einzutreten.
Zur Ange stellten Versicherung.

Dcr 17. Verbandstag des Verbandes Deutscher Schiffsingenieure
ersucht den Verbnndsvorftand, über den AfA-Bund daraus hinzu¬
wirken, daß die Rentenleistungen der Angestelltenoersicherung wesent¬
lich ausgebaut werden und die Altersgrenze von SS auf öl) Jahre
herabgesetzt wird.

Zum Seeunfnlluntersuchungsgesetz.
Der 17. Verbandstag des Verbandes Deutscher Schiffsingenieure

bedauert es, dnß trotz der Bestrebungen aller interessierten Kreise
ein Borentwurf zu eincm Seeunfalluntersuchungsgesetz vom Reichs¬
verkehrsministerium nicht herausgebracht morden ist.

Der Berbandstag ersucht deu Verbandsvorstand, über den AfA-
Bund vom Reichsverkehrsministerium die endliche Revision des See-

unsalluntersuchungsgesetzes unter besonderer Berücksichtigung unserer
beruslichen Forderungen und die baldige Herausgabe eines Vorent-

wurss zu erstreben.
Ueber Berufszuwachs.

Der Verbandstag erfucht den Verbandsvorstand, mit größter
Aufmerksamkeit die Gestaltung unseres Berufszuwachses in ancili-
tatioer und quantitativer Hinsicht zu verfolgen.

Im Hinblick auf die katastrophalen Auswirkungen auf unsere
Arbeitsmarktlage ist bcsondcres Augenmerk auf die Tatfache der

überaus vermehrten Beschäftigung von Assistenten gegenüber der

Anzahl der beschäftigten Ingenieure zu legen.
Alle drei Referate wurden mit großem Beifall entgegen¬

genommen. In der Aussprache wurden die Forderungen nachdrück¬
lichst unterstrichen.

Der zweite Berhandlungstag war ausgefüllt mit Satzungs¬
beratungen. Als Gesamtergebnis dcr hier geleisteten gründlichen
Arbcit darf festgestellt werden, daß ein erheblicher Ausbau der

Organisation erreicht worden ist. Die beschlossene Zentralisation
erhöht zweifellos die gewerkschaftliche Aktionsfähigkeit des Ver¬

bandes; der Ausbau der UMerstlltzungseinrichtungen wird die Wider¬

standskraft der Mitglieder erhöhen und damit in der gleichen Rich¬
tung wirkcn.

Zum 1. Vorsitzenden dcs Verbandes wurde einstimmig Richard,
Freese als besoldete Kraft des Verbnndss wiedergewählt; ols ehren¬
amtlicher 2. Vorsttzender wurde Kollege Max Müller einstimmig
wiedergewählt. Zu Beisitzern des Berbandsvorstandes wurden die

Kollegen Oldenburg, Weih, Schumacher und Plnmbeck gewählt.
Der ausgezeichnet verlaufen« Verbandstag zeugte von der

Inneren Stärke des Verbandes und seiner innigen Verbundenheit
mit dem AfA-Buud. '

LttötmSstsg öes jVer?melfteröcrblZ?:6i:s Se?

-Schuhmsustrle.
Am 6., 7. und 8. August fand in Köln c>. Rh. der diesjährige

Berbandstag des Werkmcisterverbandcs der Schuhindustrie stntt. Der

Tagung mußte eine besondere Bedeutung zugemessen werden.
Standen doch wichtige Beratungen als Gegeustnud auf dcr Tages-
ordnung. Es galt nicht nur die Anträge, die unter Hinweis auf
das zwischen dem Werkmeisteroerbcmd der Schuhindustrie und dem

Deutschen Werkmeisterverband bestehende Kortellverhältms cin noch
engeres Zusammengehen mit dem letztgenannten Verband forderten,
zu erledigen: darüber hinaus sollten wichtige organisatorische Maß¬
nahmen beschlossen werden.

Der Verbandstag wurde vvn dcm Kollegen Bauer eröfsnet, der
die erschienenen Gäste, den Vcrbandsausschuß und die Delegierten
herzlichst begrüßte. Der AfA-Juudcsuorstnnd war durch den Kollegen
Göring, der Deutsche Wsrknreisterverbnnd durch seinen Vorsitzenden,
den Kollegen Buschmann, vertreten. Beide wünschten in ihrer Be»

grüßnngsansprache der Tagung ein gutes Gelingen. Dcr Kollege
Buschmann wies insbesondere auf die notwendige Zusammenarbeit
dcr beiden Werkmeisterorgnnisntionen hin und gab der Hoffnung
Ausdruck, daß auch die Beratungen diefes Verbandstages zu dem

Ergebnis eincr noch festeren Zusammenarbeit führen mögen.
Der Geschäftsbericht, den der Kollege Bauer erstattete, lies er»

kennen, daß die Organisation die Schwierigkeiten, die nus den

Rntionalisierungsmahnahmen entstanden waren, glänzend über¬

wunden hat. Es ist nicht nur der Mitgliederstand fest gefügt, auch
die finanziellen Berhältnisse des Verbandes sind besonders "günstig
gelagert. Der Verband konnte seine stellenlosen Mitglicder im vcr»

flossenen Jahr gut unterstützen. Der Geschäftsbericht löste im Zu»
sommenhcmg mit den vorliegenden Anträgen eine umfangreiche Dis¬

kussion aus. Der Verbnndstng beschloß, ob 1. Oktober d. I, die

Erhöhung des Miigliedsbeiirages vun 3 auf 4 Mk. durchzuführen,
gleichzeitig aber für die Mitglieder des Verbandes umfangreiche
Unterstützungen für Invalidität und Alter zu schassen, so wurde cine

Erhöhung der Stellenlosenunterstützung und die Einführung einer

Zuschußkasse fiir erwerbsunfähige und invalide Mitglieder beschloßen.
Die Verhandlungen über die nuch engere Zusammenarbeit init dem

Deutschen Werkmeisterverband sollen auch in dem kommenden Jnhre
fortgeführt werden.

Ueber Sozial- und Wirtschaftspolitik sprach der Vertreter des

AfA-Bundes, Kollege Göring, der nuf di« Arbeiten des AfA-Bundes
zur Bekämpfung der Not der Angestellten, insbesondere der älteren

Angestellten hinwies und dabei besonders die Arbeitsmarktlage der

Angestellten behandelte. Ferner berichtete er über die Maßnahmen
des AfA-Bundes, betreffend Einbeziehung aller Angestellten in die

Erwerbslosenfürsorge, über den Ausbau der Erwerbslosenfürsorge
und schließlich über dns jetzt vom Reichstag verabschiedete Arbeitslosen¬
versicherungsgesetz. Arbeitszeit und Ärbeitszeitnotgesetz, Arbeits»

nerichtsbarkeit und Angestelltenversicherung bildeten den weiteren

Inhalt des Referats. Der Verbandstag nahm am Schluß eine Reso¬
lution an, in der dem AfA-Bundesoorstnnd Dcmk für dic bisher
geleistete Arbeit auf sozial- und wirtschnftspolitischcm Gcbictc nus-

gesprochen mid gefordert wurde, daß der AfA-Bund fich auch für
den weiteren Ausbau sowohl der Arbeitslosenversicherung als auch
der Arbeitsgerichtsbarkeit eiufetzsu möge. Schließlich wird in dieser
Entschließung dcr Ausbau der Angestelltenoersicherung gesordert.

Der Verbnndstng wählte zu seinem 1. Vorfitzenden dcn Kol¬

legen Pfeiffer, zum 2. Vorsitzenden den Kollegen Bauer, Nnch Wahl
der ehrennnulichen Vorstandsmitglieder des Verbnudsnusschusses
schloß der Vorsitzende die Tagung und dankte den Delegierten sowie
den Gästen für ihre eifrige Mitarbeit. Dcr Verbnndstng bot das

Bild innerer Geschlossenheit. Gö.

AfÄ-DrZskartell SorwmnS.
Am Sonntag, dem 22. Mai d.H., veranstaltete das AsA-Orts»

knrtell Dortmund eine öffentliche Angestellieuversnmmlung, in welcher
Kollege Dr. Otto Suhr-Berlin über „Die goldene und die grüne
Internationale" ein außerordentlich belehrendes und leicht verständ¬
liches Referat hielt.

Anknüpfend an die in Dortmund stattfindende Ausstellung der

deutschen Landwirtschaftsgesellschaft wies er nus die geradezu muster¬

gültige Organisation der Landwirtschaft hin. Nach eingehender Dar»

stellung der grünen Internationale, kam der Referent sodann zu
der goldenen ^Internationale und zeigte, mie auch die industriellen
Unternehmer sich große und leistungsfähige Organisationen schufen,
die keinen Halt vor den GrenzpfSHZen des eigenen Landes machen.
Das Referat des Kollegen Suhr war das dritte einer Vortragsreihe,
Der erste der öffentlichen Vortrage beiiandelie ein sozialpolitisches
Thema mit dem bekannten Dr. Heinz Potthost-München als Refe»
reuten. Für die zweite Versammlung hatten wir den Vorsitzenden
des AfA-Bundes, den Kollegen Aufhäuser-Verlin gewonnen, der

über die politischen Zusammenhänge besonders im Reichstag und

beim Zustandekommen der letzten sozialpolitischen Gesetze, besonders
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des Gesetzes über die verlängerten Kündigungsfristen referierte. Die

Erfahrungen, die das AfA-Ortskartell mit diesen Veranstaltungen
machte, werden nutzbringend für den kommenden Winter verroandt

werden, und hoffen wir, damit der gesamten Gewerkschaftsbewegung
wertvolle Anregungen und Belehrungen zuteil werden zu lassen.

Entschließung:
Die Delegiertenversnmmlung des AsA-Ortsknrtells Dortmund

nm 18. Mni 1927 beschäftigte sich nnch einem Refernt des Kollegen
W. Horcnburg eingehend mit dem Arbeitszeitnotgesetz.

Die Versnmmelten lehnen dieses Gesetz mit größter Entrüstung
nb, weil es nicht im entferntesten geeignet ist, die an das Gesetz
geknüpften Hoffnungen zu erfüllen. Der Zweck des Gesetzes sollte
sein, die immer noch nach Millionen zählende Schar der Erwerbs¬

losen wenigstens zum Teil wieder in den Produktionsprozeß einzu¬
gliedern. Von den rund 10 000 unterstützten Erwerbslosen der Stadt
Dortmund wird aber durch das Gesetz nicht ein Einziger Lohn und

Brot finden, da das Gesetz in bezug auf die Arbeitsdauer an dem

bestehenden Zustand nichts bessert, sondern im Gegenteil noch Ver¬

schlechterungen bringt.
Die Versammelten erwarten daher vom AfA-Bundesvorstand,

daß er in feinem Kampfe um den Achtstundentag nicht erlnhmt und
werden ihn dabei nach besten Kräften unterstützen.

Arbeitsbericht
öer AfA-Zentcale vom 11. Au!i bis 15. August 1PL7

Wirtschaftspolitik.
Im Mittelpunkt der wirtschaftlichen Auseinandersetzungen des

Berichtsmonats stand noch immer dis Frage der Erhöhung der
Kohlenpreise. Die bereits im vorigen Bericht erwähnten umfang¬
reichen Verhandlungen der freien Gewerkschnsten wurden zu einem
gewissen Abschluß geführt. Es ist in Aussicht genommen, in aller¬

nächster Zeit eine Denkschrift auszuarbeiten, die die grundsätzliche'
Stellungnahme zum Kohlenwirtschaftsgesetz, den Ausbau desselben
und besondere sozialpolitische Maßnahmen in Anbetracht der Kohlen¬
krisis zum Inhalt haben wird. Zurzeit nehmen zu diesen Vor»
schlügen die angeschlossenen Verbände Stellung.

Am IS. Juli fand die Generalversammlung der Deutschen Woh»
nuugssürsorgc-AktiengeseUschaft statt. Sie beschloß eine Erhöhung
des Aktienkapitals um weitere 200 000 Mk.

Am 28. April bis IS. August 1928 sindet in den Ausstellung?»
hallen am Kaiserdamm zu Berlin eine Ausstellung für gesunde und
zweckmäßige Ernährungsweise unter dem Stichwort „Die Er»

nährung" statt. Der AfA-Bundesvorstand wurde aufgefordert, dem

„Ausschuß der Wirtschnft" beizutreten. Er hat den Kollegen Stähr
bennnnt. Der AfA-Bund hat sich gemeinsam mit dem ADGB und
ADB in einer Eingabe an den Reichspostminister gegen die Porto¬
erhöhung gewandt.

Sopialpolitik.
Der SWP-Ausfchuß des AfA-Bundes erledigte noch vor Be¬

ginn der Sommerferien ein umfangreiches sozialpolitisches Pro¬
gramm. Jm Anschluß an die erste große Sitzung des Schiffcchrts»
ausschusses nahm er Stellung zum Seeunfallgesetz und arbeitet zur¬
zeit Abänderungsvorschläge aus, die insbesondere verhindern sollen,
daß die Entziehung des Patentes nach der Willkür und dem Er»

messen der Reeder ersolgen kann.
Da der Entwurf einer neuen Seemannsordnung von der Re»

gierung noch immer nicht vorgelegt ist, wird der AfA-Bund in den

nächsten Monaten versuchen, das sozialpolitische Recht der Seeleute
in den allgemeinen Angestelltengesetzen mit zu regeln. So ist die

Ausdehnung der Zuständigkeit der Arbeitsgerichte auf die Schiff»
fnhrtsangestellten anzustreben. Ferner wird bei der Behandlung der

Arbcitsaufsicht im Zusammenhang mit dem Arbeitsschutzgesetz auch
die Arbeitsaufsicht der SchiffahrtsangesteUten neu zu regeln sein.
Besondere Aufmerksamkeit wird dem Arbeitsvertragsrecht der in
der Schiffahrt beschäftigten Angestellten zu widmen sein. Vom
RAM wird endlich die Vorlage eines Gesetzes über die seemännische
Krnnkenversicherung gefordert.

Anf Grund der Beschlüsse des Arbeitsausschusses reichsdeutscher
und österreichischer freigcmerkschastlicher Angestelltenverbünde be¬

reitet dcr AfA-Bund besondere Denkschriften über den in Deutschland
geltenden Angestelltenschutz, 2) Angestelltenrecht und b) Sozialver¬
sicherung, vor. Diese Denkschriften wcrden der kommenden gemein¬
samen Besprechung zugrunde liegen.

Nachdem vom Rcichstag das Gesetz über Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherung verabschiedet ist und am 1. Oktober in Kraft
tritt, wird die Neichsnrbeitsverwaltung aufgelöst. Daraus ergibt
sich, daß ein Tcil der Arbeiten dieser Behörde künftig von anderen
Stellen erledigt werdcn muß. So werden bestimmte Abteilungen
des RAM sclbst einen Ausbau zu erfahren hnben. Ein Teil der

technischen Gewerbeaufsicht unterstand bisher der Reichsnrbeitsver-
wnltuug und soll künftig dem Reichsversicherungsnmt angegliedert

werden. In einer Verhandlung mit dem Reichsarbeitsminister
wurde von den Spitzenorganisationen auf Anregung der freien Ge»

werkschaften gefordett, daß die technische Gewerbeaufsicht dem RAM
bzw. einer neu zu schaffenden Körperschaft zu unterstellen sei. Da
gleichzeitig im Arbeitsschutzgesetz die Arbeitsaufsicht behandelt wird,
müssen ADGB und AfA-Bund grundsätzlich zur Ausgestalwng de»

Arbeitsschutzes Stellung nehmen. Der SWP-Ausschuß des AfA»
Bundes hat einen Entwurf ausgearbeitet, in dem grundsätzlich di«

Schaffung einer Reichsorgnnisntion der Arbeitsaufsicht gefordert
wird. Die Einzelheilen des Entwurfes liegen zurzeit der gemein»
samen Besprechung zwischen ADGB und AfA-Bund vor.

In einer Eingabe an das Reichsarbeitsgericht ersuchten wir»
daß die Vertreter der Arbeitnehmer dem Wortlaut des Gesetzes ent»

sprechend als Arbeitsrichter bezeichnet merden. Unserer Eingabe ist
Rechnung getragen worden. Der Vorsitzende des Reichsarbeits»
gerichts, der Senatspräsident Oegg, hat eine entsprechende Ver»

fügung erlassen. Die Zusammenfassung der AfA»Be!sitzer kann in

den nächsten Wochen abgeschlossen werden. Die Arbeits- und Landes»

nrbeitsrichter des AfA-Bundes werden in aller Kürze durch den

AfA-Bundesvorstand ein Exemplar des Arbeitsgerichtsgesetzes, Kom».

mentnr Aufhäuser-Nörpel, zur Verfügung gestellt erhalten.
Die Vorbereitungen für den Wahlkampf in der Angestelltenver»

sicherung haben begonnen. Der SWP-Ausschuß hat ein Programm
ausgearbeitet, das der Beschlußfassung des AfA-Borstnndcs und de»

Bundesausschusses vorliegt. Die organisatorischen Vorbereitungen
werden von dem Reichswahlausschuß für die Durchführung der

Angestelltenversicherungswahlen, Berlin SO. 36, Oranienftrnße 40/41,
erledigt.

Jn einer Sitzung am 19. Juli wurde die Errichtung von Ersatz»
lassen bzw. der Ausbau sür bestehende Ersatzkassen besprochen.

In den provisorischen Vorstand der Arbeitslosenversicherung
wurde als Vertreter des AfA-Bundes der Kollege Schröder, als

Stellvertreter der Kollege Stähr benannt.

An dem 31. ordentlichen Krankenkassentag in Königsberg nahm
für den AfA-Bund der Kollege Aman teil.

Reich, Staat und Gemeinden.

Der Behörden-Ausschuß des AfA-Bundes nnhm Stellung zu
der von seiten des Reichsfinanz- und Reichspostministeriums erfolgten
Kündigung des Abkommens zu 8 18 des Neichsnngestelltentnrifver»
träges. Jm Anschluß dnrnn fand eine gemeinsame Aussprache mit

den Vertretern der übrigen Angestelltenorganisationen statt, in der

ein gemeinsames Schreiben verfaßt wurde.

Ferner wurde vom AfA-Bund in einer Eingabe an den Reichs¬

finanzminister die Anwendung des neuesten Unterstützungserlnsses
auch auf die Angestellten gefordert.

Bergbau.
Der Bergbau-Ausschuh beschäftigte sich im Berichtsmonat mit

der Versicherungspflicht der Fördermaschinisten, mit den Wahlen der

Angestelltenvertrnuensinänner der Knappschaft und gemeinsam mit

den bereits im Abschnitt „Wirtschaftspolitik" besprochenen Fragen
zur Kohlenpreiserhöhung.

Bildung.
Der Vildungsausschuß des AfA-Bundes stellte einen Arbeits«

plan für den vom 2. bis IS. Oktober dieses Jahres stattfindenden
Kursus der Beisitzer tm Verwaltungsausschuh der Arbeitsnachweis»
ämter auf. Als Dozenten sind neben dem Leiter des Kurses, dem

Kollegen Dr. Suhr, der Präsident Syrup, Ministericilrnt Lehnich,
Reg.-Rnt Benda und die Kollegen Schröder und Jülichs zu nennen«

Der Bildungsausschuh beschäftigte sich ferner mit dem Berufs«
nusbildungsgesetz. Die Verhandlungen hierüber sind noch nicht ab»:

geschlossen.
Einer Konferenz zur Förderung der Musikkultur in den Ar«

beiterorgnnisationen, die am 1. August auf dem Ausstellungsgeländ«
in Frankfurt a. M. stattfand, wohnte als Vortreter des AfA-Bundes,
der Kollege Hemvel bei.

Lohnpolitik.
Der Lohnpolitische Ausschuh nahm zu dem Schiedsspruch des

Schlichtungsausschusses Kiel vom 27. Mai 1927, beireffend Tarif,
vertrag der Eisen» und Metallindustrie Kiel, der in seiner Ziffer Z
die Abgeltung der Mehrarbeit von der 49. bis S4. Woc'zcnnrbeits»
stunde als durch die allgemeine Gehaltserhöhung abgegolten erklärt,
Stellung. Verhandlungen mit dem RAM führten zu dem Ergebnis,
daß fich die Vertreter des RAM unserer Auffassung anschlössen und
den Schiedsspruch für ungesetzlich halten. Das Erforderliche ist ein¬

geleitet.
Jn seinen weiteren Sitzungen mußte der Lohnpolitische Ausschuß

zu verschiedenen anderen Schiedssprüchen und Uebereinkommen, die

gleiche Fragen betrafen, Stellung nehmen. Die angeschlossenen Ver»
bände haben noch einmal ihre Bezirks» und Gauleitungen dringend
angewiesen, die Richtlinien der AfA-Berbände zum Z 6s. der AZV
zu beachten.
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